Subventionen in der Bundesrepublik Deutschland by Jüttemeier, Karl Heinz & Lammers, Konrad
econstor
www.econstor.eu
Der Open-Access-Publikationsserver der ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
The Open Access Publication Server of the ZBW – Leibniz Information Centre for Economics
Nutzungsbedingungen:
Die ZBW räumt Ihnen als Nutzerin/Nutzer das unentgeltliche,
räumlich unbeschränkte und zeitlich auf die Dauer des Schutzrechts
beschränkte einfache Recht ein, das ausgewählte Werk im Rahmen
der unter
→  http://www.econstor.eu/dspace/Nutzungsbedingungen
nachzulesenden vollständigen Nutzungsbedingungen zu
vervielfältigen, mit denen die Nutzerin/der Nutzer sich durch die
erste Nutzung einverstanden erklärt.
Terms of use:
The ZBW grants you, the user, the non-exclusive right to use
the selected work free of charge, territorially unrestricted and
within the time limit of the term of the property rights according
to the terms specified at
→  http://www.econstor.eu/dspace/Nutzungsbedingungen
By the first use of the selected work the user agrees and
declares to comply with these terms of use.
zbw
Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
Leibniz Information Centre for Economics
Jüttemeier, Karl Heinz; Lammers, Konrad
Working Paper
Subventionen in der Bundesrepublik
Deutschland
Kieler Diskussionsbeiträge, No. 63/64
Provided in cooperation with:
Institut für Weltwirtschaft (IfW)
Suggested citation: Jüttemeier, Karl Heinz; Lammers, Konrad (1979) : Subventionen
in der Bundesrepublik Deutschland, Kieler Diskussionsbeiträge, No. 63/64, http://
hdl.handle.net/10419/48069KIELER DISKUSSIONSBEITRÄGE
KIEL DISCUSSION PAPERS
Subventionen in der Bundesrepublik Deutschland
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AUS DEM INHALT
Eine Bestandsaufnahme der Subventionen in der Bundesrepublik zeigt, daß das Subven-
tionsvolumen um etwa die Hälfte höher zu veranschlagen ist, als es in den Subven-
tionsberichten der Bundesregierung ausgewiesen wird. Denn in den Subventionsberichten
werden unter anderem die Hilfen für Bundesbahn und Bundespost sowie für private
und gemeinnützige Organisationen mit sozialen und kulturellen Aufgaben ebensowenig
wie die Agrarsubventionen der EG berücksichtigt.
Auf den Dienstleistungssektor entfällt 72 vH des Subventionsvolumens; der Agrarsektor
erhält 15 vH und der Industriebereich 13 vH der Subventionen. Gemessen am effektiven
Subventionsgrad — Subventionen bezogen auf die Wertschöpfung (abzüglich Subven-
tionen) — wird der Agrarsektor mit 69 vH weitaus am meisten begünstigt. Im Dienst-
leistungssektor beträgt der effektive Subventionsgrad immerhin noch knapp 16 vH, während
der Industriebereich mit gut 2 vH nur eine vergleichsweise geringe Begünstigung aufweist
(Angaben für 1974).
In einzelnen Wirtschaftszweigen liegt der effektive Subventionsgrad erheblich über dem
jeweiligen Sektordurchschnitt. Beispiele sind die Eisenbahnen (270 vH) und die Wohnungs-
wirtschaft (48 vH) im Dienstleistungssektor, der Kohlenbergbau (29 vH), der Luftfahrzeugbau
(24 vH) und die Mineralölverarbeitung (10 vH) im Industriebereich.
Subventionen ergänzen die Protektionswirkung von Einfuhrzöllen. Unter Einschluß der
Schutzwirkung von Einfuhrzöllen verringert sich der Unterschied im durchschnittlichen
Protektionsniveau zwischen Industrie- und Dienstleistungssektor erheblich. Auch innerhalb
des Industriebereichs wirken Zollschutz und Subventionen kompensatorisch. Branchen, die
durch das System der bestehenden Zölle diskriminiert werden, sind in den meisten Fäl-
len überdurchschnittlich durch Subventionen geschützt.
Ein großer Teil der Subventionen ist regionalpolitisch motiviert oder weist zumindest
starke regionale Bezüge auf. Dabei spielt die allgemeine Regionalförderung eher eine
untergeordnete Rolle; weitaus umfangreicher sind branchenspezifische Förderprogramme,
durch die einzelne Regionen oder Regionengruppen begünstigt werden.
In einigen Branchen, die schon 1974 durch Subventionen hoch geschützt waren, ist der
Subventionsgrad seitdem drastisch gestiegen (z.B. Kohlenbergbau, Eisenbahnen). Für
andere Branchen sind Entscheidungen getroffen worden, die eine beträchtliche Zunahme
erwarten lassen (Schiffbau). r\ - et =% n *i 1&i Weltwirtschaft
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1. In jüngerer Zeit ist die Rolle des Staates im marktwirtschaftlichen System
zunehmend in die Diskussion geraten. Die vielfältigen Strukturprobleme, die in
den letzten Jahren offen zutage getreten sind, haben dieser Diskussion Nah-
rung gegeben. Technologische Neuerungen, eine verstärkte Arbeitsteilung mit
aufstrebenden Entwicklungsländern, drastische Verteuerungen beim Rohöl so-
wie Veränderungen in der Nachfrage haben viele Bereiche einem massiven An-
passungsdruck ausgesetzt. An den Staat wird die Forderung gestellt, Beschäf-
tigungseinbrüche durch Hilfsmaßnahmen abzufangen, und, da die Arbeitslosig-
keit immer noch recht hoch ist, fällt es den wirtschaftspolitischen Instanzen
schwer, solche Hilfsbegehren abzuwehren. Nicht selten handelt es sich um
ganze Wirtschaftszweige, die vor besondere Anpassungsprobleme gestellt sind,
und oft sind diese Wirtschaftszweige regional hoch konzentriert. So läßt sich
gut erklären, weshalb es neben einzelnen Wirtschaftszweigen auch ganze Re-
gionen sind, für die in letzter Zeit in verstärktem Maße staatliche Hilfen ver-
langt werden.
2. Für ein Eingreifen des Staates in das wirtschaftliche Geschehen mag es im
Einzelfall gute Gründe geben. Oft wird jedoch übersehen, daß Staats eingriffe
zugunsten einzelner Bereiche andere Bereiche diskriminieren. Denn die Chan-
cen alternativer ökonomischer Aktivitäten verringern sich, wenn durch staatliche
Maßnahmen Ressourcen in abgesicherten Bereichen gebunden werden. Diesem
Argument wird bei Einzelmaßnahmen kaum Bedeutung zugemessen. In der Ku-
mulation der Maßnahmen gewinnt es aber an Gewicht, zumal staatliche Eingrif-
fe in den Wirtschaftsprozeß nicht nur gefordert und auch durchgeführt werden,
um Beschäftigungseinbrüche zu vermeiden. Geht es in diesen Fällen darum,
den Produktionsprozeß selbst abzusichern, so ist in anderen Fällen das Pro-
duktionsergebnis Ziel staatlicher Eingriffe. Denn für viele Bereiche, insbeson-
dere im Dienstleistungsbereich, wird in Frage gestellt, daß der Markt grund-
sätzlich in der Lage sei, ein gewünschtes Angebot an Gütern und Leistungen
zu "angemessenen" Preisen bereitzustellen.
3. Die Eingriffsmöglichkeiten des Staates in das wirtschaftliche Geschehen
sind vielfältig. Sie reichen von Regulierungen, wie Verboten und Zugangsbe-
schränkungen, über Außenhandelsmaßnahmen, wie Zölle und Kontingente, bis
hin zu Finanzhilfen und Steuervergünstigungen. Alle diese Maßnahmen, wie
auch immer sie im einzelnen motiviert und begründet sein mögen, haben Ein-
Die Verfasser möchten an dieser Stelle U. Brandt, H. Müller-Groeling,
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Die in der vorliegenden Arbeit verwendeten Angaben zur Subventionsstruk-
tur des Jahres 1974 wurden zum Teil einem Forschungsauftrag des Bundes-
ministers für Wirtschaft entnommen [Jüttemeier, Lammers, Schatz, Willms,
1977] .fluß auf die Allokation der Ressourcen, indem einzelne Produktionen begünstigt
und andere diskriminiert werden. Kaum Klarheit besteht, inwieweit sich einzel-
ne Maßnahmen kompensieren oder gegenseitig verstärken. Vor diesem Hinter-
grund ist verständlich, daß mehr Transparenz in den staatlichen Strukturaktivi-
täten gefordert wird [so z. B. Deutscher Bundestag, Jahreswirtschaftsbe-
richt, 1978] . Dabei wird die Schwierigkeit, alle relevanten Maßnahmen quanti-
tativ zu erfassen und vergleichend gegenüberzustellen, allgemein anerkannt. Oft
wird aber übersehen, daß selbst für Teilbereiche staatlichen Handelns Informa-
tionen über die strukturellen Wirkungen nicht oder nur in unzureichendem Maße
vorhanden sind.
4. Für einen wichtigen Teilbereich staatlicher Eingriffe, für Finanzhilfen und
Steuervergünstigungen (Subventionen) soll mit dieser Untersuchung ein Beitrag
zu mehr Transparenz im Feld der staatlichen Strukturaktivitäten geleistet wer-
den. In einer tiefen sektoralen Untergliederung wird ermittelt, welchen Wirt-
schaftszweigen in welchem Umfang Finanzhilfen und Steuervergünstigungen ge-
währt werden und welche Subventionskategorien - nach Art, Herkunft und Ver-
wendungszweck - dabei dominieren. Im Mittelpunkt der Untersuchung steht der
Versuch, mit Hilfe des effektiven Subventionsgrades das Ausmaß einer Verzer-
rung der Allokation, das auf Subventionen zurückgeführt werden kann, aufzu-
zeigen und im Branchenvergleich darzustellen. Um ein besseres Bild von den
Wirkungen staatlicher Maßnahmen auf die Wirtschaftsstruktur zu erhalten, wird
die Protektion aufgrund von Subventionen der Protektion durch Zölle gegenüber-
gestellt. Für ausgewählte Wirtschaftszweige wird die neueste Entwicklung in
der Subventionspraxis untersucht. Die Arbeit schließt mit einigen wirtschafts-
politischen Überlegungen.
II. Der empirische Befund
1. Subventionsbegriff und Subventionsvolumen
5. Gemäß § 12 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums
der Wirtschaft (StWG) erstellt die Bundesregierung in zweijährigem Rhythmus
einen Bericht über Finanzhilfen und Steuervergünstigungen (Subventionsbericht).
Weder im StWG noch im Haushaltsrecht wird das, was als Subventionen bzw.
als Finanzhilfen oder Steuervergünstigungen bezeichnet wird, näher definiert;
auch im wissenschaftlichen Bereich ist es bisher nicht zu einer allgemein akzep-
tierten Definition gekommen. Es kann daher nicht verwundern, daß die Bericht-
erstattung des Bundes über Subventionen hinsichtlich der Begriffsabgrenzung
einen pragmatischen Weg gegangen ist und im Laufe der Jahre verschiedene Kor-
rekturen vorgenommen hat. So erfolgte noch im Sechsten Subventionsbericht
(1977) eine Begriffsanpassung zwischen Finanzhilfen und Steuervergünstigun-gen. Seither werden Finanzhilfen und Steuervergünstigungen (Subventionen) in
den Berichten wie folgt definiert:
"Finanzhilfen sind Geldleistungen des Bundes an Stellen außerhalb der Bun-
desverwaltung, um
1. Produktionen oder Leistungen in Betrieben oder Wirtschaftszweigen zu
erhalten oder an neue Bedingungen anzupassen,
2. den Produktivitätsfortschritt und das Wachstum von Betrieben oder Wirt-
schaftszweigen zu fördern,
3. in wichtigen Bereichen des volkswirtschaftlichen Marktprozesses für pri-
vate Haushalte bestimmte Güter und Leistungen zu verbilligen und die Spar-
tätigkeit anzuregen.
Steuervergünstigungen sind steuerliche Regelungen, die für die öffentliche
Hand zu Mindereinnahmen führen. Sie werden für die gleichen Zwecke ge-
währt, wie sie bei den Finanzhilfen unter den erwähnten Ziffern 1 bis 3 auf-
geführt sind" [vgl. Deutscher Bundestag, Bericht, Sechster Subventionsbe-
richt, 1977, S. 5].
6. Sowohl diese Art der begrifflichen Abgrenzung von Finanzhilfen und Steuer-
vergünstigungen als auch das tatsächliche Vorgehen bei der Auswahl der Fi-
nanzströme, die in den Subventionsberichten ausgewiesen werden, hat eini-
ge Kritik hervorgerufen
1. Im vorliegenden Diskussionsbeitrag wird zwar der
zuvor genannte Subventionsbegriff weitgehend übernommen, wichtigen Kri-
tikpunkten an den Kriterien zur Auswahl der Finanzströme wird indessen
Rechnung getragen. Überdies werden Finanzströme berücksichtigt, die den
Kriterien des genannten Subventionsbegriffs genügen, jedoch nicht in den Sub-
ventionsberichten aufgeführt werden. Im einzelnen unterscheiden sich die
hier erfaßten Subventionen von denen der Subventionsberichte wie folgt:
- Neben den Finanzhilfen des Bundes werden auch die der Länder und Ge-
meinden, des ERP-Sondervermögens sowie der Europäischen Gemeinschaft
erfaßt.
- Der Kreis der Subventionsempfänger umfaßt alle Wirtschaftszweige, die
nach der Abgrenzung der Wirtschaftsbereiche in der Sozialproduktsrech-
nung nicht als Teil des Staatssektors geführt werden. Im Gegensatz zu den
Subventionsberichten werden damit auch Zuwendungen an Bundesbahn und
Bundespost sowie an private und gemeinnützige Einrichtungen des Bildungs-,
Wissenschafts- und Gesundheitswesens als Subventionen verstanden
2.
1 Zur Kritik an den Subventionsberichten vgl. unter anderem Kitterer [1976] . -
Zimmermann [1977] .
2 Ob und in welchem Maße man die den gemeinnützigen Organisationen gewähr-
ten Finanzhilfen und Steuervergünstigungen als Subventionen einstuft, hängt
im wesentlichen davon ab, was man als dem Aufgabenbereich des staatlichen
Dienstleistungsangebots zugehörig betrachtet. Bei einer weitgefaßten Defini-
tion der Staatstätigkeit, die auch komplementär oder substitutiv zu staatli-
chen Einrichtungen erbrachte Leistungen einschließt, lassen sich beispiels-- Die Einschränkung bei den Mitteln der Forschungsförderung auf sogenannte
marktnahe Entwicklungsbereiche wird nicht übernommen; vielmehr erstreckt
sich die Bestandsaufnahme - abgesehen von der Militärforschung - auf alle
Forschungszuwendungen.
- Bei der Förderung der Spartätigkeit wurden allein die Prämien nach dem Woh-
nungsbauprämiengesetz einbezogen
1.
- Parafiskalische Abgaben, wie beispielsweise der sogenannte Kohlepfennig,
und die daraus finanzierten Ausgaben werden in den Subventionsberichten nicht
aufgeführt.
- Es werden auch solche Steuervergünstigungen einbezogen, die in den Subven-
tionsberichten zwar genannt, aber nicht quantifiziert werden. Hierbei han-
delt es sich um Steuerbefreiungen für Bundesbahn, Bundespost und staatliche
Kreditinstitute mit Sonderaufgaben.
7. Die Auswertung der verfügbaren Informationen
2 ergab für das Jahr 1974
ein finanzwirtschaftliches Subventionsvolumen von Icnapp 80 Mrd. DM (ein-
weise die Zuschüsse der Öffentlichen Hand für nichtstaatliche Krankenhäuser
als ein Kauf von Leistungen ansehen, für die andernfalls der*?>taat selbst als
Anbieter auftreten müßte. Eine so weitgefaßte Definition der Staatsaufgaben
liegt in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung für den Staatsverbrauch
vor, denn dort wird ein Großteil staatlicher Unterstützungsmaßnahmen für
private sowie gemeinnützige, soziale, kulturelle und wissenschaftliche Ein-
richtungen erfaßt. - Bei einer engeren Abgrenzung des Staatssektors sind um-
gekehrt auch die Zuschüsse für staatliche Einrichtungen sowie deren mögliche
Defizite - soweit sie durch den Staatshaushalt ausgeglichen werden - als Sub-
ventionen anzusehen. Eine solche engere Definition der Staats aufgaben ist bei
den Subventionsberichten des Landes Berlin gegeben; dort werden auch Ein-
nahmenverzichte öffentlicher Einrichtungen, die durch Abgabe verbilligter Lei-
stungen infolge nicht kostendeckender Gebühren bzw. Entgelte entstehen, als
Finanzhilfen aufgefaßt, [vgl. Senator für Finanzen, 1972, S. 6, 121 ff.].
1 In der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung wird der Wohnungsbau durch
private Haushalte dem Sektor Wohnungsvermietung zugerechnet. In Anlehnung
daran wurden deshalb auch entsprechende Maßnahmen zugunsten privater Haus-
halte der Wohnungsvermietung zugeordnet.
2 Der Aufbereitung liegen als Datenquellen die Angaben aus den Subventionsbe-
richten sowie den Haushaltsplänen des Bundes und der Länder und den Ge-
schäftsberichten der Kreditanstalt für Wiederaufbau zugrunde; des weiteren
konnte auf spezielle Zusammenstellungen des Bundes, des Bundesamtes für
gewerbliche Wirtschaft, des Statistischen Bundesamtes und verschiedener Fi-
nanzverwaltungen zurückgegriffen werden. Die branchenmäßige Aufteilung der
Steuervergünstigung, die, wie auch für Finanzhilfen, in den Subventionsbe-
richten nur grob ist, erfolgte mit Hilfe eigener Schätzungen, denen zu einem
wichtigen Teil nicht publiziertes Zahlenmaterial verschiedener öffentlicher
Institutionen zugrunde liegt. Für Einzelheiten der Schätzmethoden und Daten-
quellen vgl. Jüttemeier, Lammers, Schatz, Willms [1977, S. 56 ff. ].schließlich Sparförderung). In dieser Summe ist das in den Subventionsberich-
ten ausgewiesene Volumen für Bund, Länder, Gemeinden und ERP-Vermögen
von knapp 50 Mrd. DM [vgl. Deutscher Bundestag, Bericht, Fünfter Subven-
tionsbericht, 1975] mit unwesentlichen Abstrichen enthalten.
Von der finanziellen Belastung der öffentlichen Haushalte zu unterscheiden ist
allerdings der Subventionswert aus der Sicht der Empfänger. Deshalb wurden
Darlehen und Steuervergünstigungen, die lediglich einen Zahlungsaufschub be-
wirken (Sonderabschreibungen), in Zins subventionsäquivalente umgerechnet,
da die Subvention in einer Zinsbegünstigung (Differenz zum Marktzins) zu sehen
ist. Einschließlich einiger weiterer Bereinigungen, die bei der sektoralen Dis-
aggregation des Subventionsvolumens erforderlich waren, errechnete sich
schließlich im Rahmen dieser Untersuchung für den nichtstaatlichen Produk-
tionsbereich ein Volumen der Subventionswerte in Höhe von 55, 3 Mrd. DM; wür-
den dieselben Bereinigungen für die Finanzhilfen und Steuervergünstigungen vor-
genommen, die in den Subventionsberichten ausgewiesen sind (50 Mrd. DM), so
ergäbe sich ein methodisch vergleichbares Volumen von rund 35 Mrd. DM.
8. Neben Mängeln, die die Erfassung des gesamten Subventionsvolumens be-
treffen, besteht ein weiterer gravierender Nachteil der Subventionsberichte
in dem geringen und unsystematischen Disaggregationsgrad der ausgewiesenen
Finanzhilfen und Steuervergünstigungen. So werden in den Berichten die Sub-
ventionen nur nach fünf Aufgabenbereichen
1 unterteilt; nur in Einzelfällen wer-
den für einzelne Wirtschaftszweige - beispielsweise für den Bergbau - Subven-
tionszahlen ausgewiesen; Finanzhilfen und Steuervergünstigungen, die im Rah-
men von Programmen gewährt wurden - zürn Beispiel im Rahmen der regiona-
len Wirtschaftspolitik - werden nur global und nicht nach Branchen gegliedert
aufgeführt. In dieser Untersuchung wird demgegenüber das gesamte Subven-
tionsvolumen (der Subventionswert aus der Sicht der Empfänger in Höhe von
55,3 Mrd. DM) auf 49 Branchen, der Systematik der Wirtschaftszweige fol-
gend, aufgegliedert.
2. Subventionsvolumen und Subventionsgrad für Sektoren und Wirtschaftszweige
9. Ein erster Blick auf die sektorale Verteilung der Subventionen zeigt, daß
der überwältigende Teil auf die Dienstleistungsbereiche entfällt, nämlich mehr
als 71 vH (Tabelle 1) . Das Warenproduzierende Gewerbe erhält nur 13 vH und
die Land- und Forstwirtschaft, Fischerei gut 15 vH des gesamten Subventions-
volumens. Eine Betrachtung der SubventionsStruktur für die drei großen Sek-
toren verdeckt, daß es vergleichsweise wenige Wirtschaftszweige sind, die -
Diese Aufgabenbereiche sind: 1. Ernährung, Landwirtschaft und Forsten,
2. Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr), 3. Verkehr, 4. Wohnungswesen,






























Finanzhilfen und Steuervergünstigungen in vH der Wertschöpfung
(abzüglich Finanzhilfen und Steuervergünstigungen) . -
 bohne pri-
vate Haushalte und Staat.
Quelle : Statistisches Bundesamt [Fachserie 18, Reihe 1, 1977] . -
Eigene Berechnungen und Schätzungen.
was den Umfang der Steuervergünstigungen und Finanzhilfen betrifft - domi-
nieren (vgl. Tabelle 2) :
- Im Dienstleistungsbereich konzentrieren sich die Vergünstigungen auf die
Eisenbahnen, die Wohnungsvermietung und die Privaten Organisationen
ohne Erwerbscharakter. Die drei Zweige erhalten 74 vH der Finanzhilfen
und Steuervergünstigungen dieses Bereichs, das sind immerhin 56 vH
des gesamten Subventionsvolumens. Aber auch auf die übrigen Wirt-
schaftszweige dieses Sektors entfallen noch Subventionsbeträge in Milli-
ardenhöhe, und es sind nur zwei Branchen (die Nachrichtenübermittlung,
das Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe), die weniger als 0, 5 Mrd. DM
erhalten.
- Im Warenproduzierenden Gewerbe gibt es keine Branche, auf die sich ähn-
lich hohe Vergünstigungen konzentrieren wie dies im Dienstleistungsbe-
reich der Fall ist, und nur vier Branchen, bei denen die Begünstigung
0,5 Mrd. DM übersteigt. Es sind dies: der Kohlenbergbau, Kokerei
(1,9 Mrd. DM), die Elektrotechnik (0,7 Mrd. DM), die Elektrizitäts-
versorgung (0, 6 Mrd. DM) und das Ernährungsgewerbe (0, 5 Mrd. DM).
Zwei weitere Branchen, der Maschinenbau und die Chemische Industrie
werden mit jeweils einer knappen halben Milliarde DM unterstützt. Der
Rest der Begünstigungen verteilt sich in mehr oder weniger kleinen Be-Tabelle 2 - Protektion durch Subventionen für 49 Zweige der westdeutschen
Wirtschaft 1974
Wirtschaftszweig
1. Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
2. Elektrizitätsversorgung
3. Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung
4. Kohlenbergbau, Kokerei
5. Übriger Bergbau
6. Chemische Industrie, Herstellung und Verarbeitung von
Spalt- und Brutstoffen
7. Mineralölverarbeitung
8. Herstellung von Kunststoff waren
9. Gummiverarbeitung
10. Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden
11. Feinkeramik




16. Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverformung
17. Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau
18. Maschinenbau




22. Luft- und Raumfahrzeugbau
23. Elektrotechnik
24. Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren
25. Herstellung von Eisen-, Blech- und Metallwaren




29. Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und Pappeerzeugung










40. Schiffahrt, Wasserstraßen, Häfen
41. Übriger Verkehr
42. Nachrichtenübermittlung (Deutsche Bundespost)
43. Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen
44. Wohnungsvermietung
45. Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe
46. Wissenschaft, Bildung, Kunst, Publizistik
47. Gesundheits- und Veterinärwesen
48. Übrige Dienstleistungen
















































































































Quelle: Deutscher Bundestag [Bericht, Fünfter Subventionsbericht, 1975] . -
Statistisches Bundesamt [Statistisches Jahrbuch, 1978; Fachserie 14,
Reihe 3.3, 1977] . - Haushaltsrechnung [1974] . - Haushaltspläne und
Haushaltsrechnungen der Länder sowie unveröffentlichtes Zahlenmaterial
des Bundes und des Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft. - Eigene
Berechnungen und Schätzungen.10
trägen auf die übrigen Zweige dieses Sektors. Bemerkenswert ist, daß das
Baugewerbe, das immerhin zu einem Fünftel zur Wertschöpfung des Waren-
produzierenden Gewerbes beiträgt, nur zu etwas mehr als 1 vH an den hier
erfaßten Subventionen dieses Bereiches teilnimmt. Zu berücksichtigen ist
aber, daß dem Baugewerbe auf indirektem Wege durch die Förderung des pri-
vaten Wohnungsbaus, mit der die Nachfrage nach Bauleistungen ausgeweitet
wird, aber auch oft durch konjunkturpolitische Programme erhebliche Ver-
günstigungen zukommen, die hier nicht berücksichtigt wurden.
10. Die absolute Höhe der Subventionen besagt jedoch vergleichsweise wenig
über das Ausmaß, in dem Produktion und Beschäftigung gegenüber anderen
Bereichen begünstigt werden. Bereits wenn man die Subventionen auf die Er-
werbstätigen in den drei Sektoren bezieht, ergibt sich ein besseres Bild vom
Schutzumfang als es die absoluten Subventionssummen vermitteln können. Da-
nach wurde jeder Arbeitsplatz im Dienstleistungsbereich mit mehr als 4 600 DM,
in den landwirtschaftlichen Zweigen mit mehr als 4 500 DM und im Warenpro-
duzierenden Gewerbe mit knapp 600 DM subventioniert (vgl. Tabelle 1).
Noch aussagekräftiger sind Kennziffern, die die wirtschaftliche Leistung be-
rücksichtigen. Zu diesem Zwecke sind effektive Subventionsgrade berechnet
worden. Dabei wird ermittelt, um wieviel höher die Produktionskosten (die
Wertschöpfung) je Produktionseinheit einer durch Subventionsmaßnahmen be-
günstigten Branche liegen können, als es ohne Subventionen der Fall wäre. Der
Berechnung dieser Kennziffer liegt das Konzept der effektiven Protektion zu-
grunde
 1.
11. Der Grundgedanke des Konzepts der effektiven Protektion ist der Ver-
gleich zweier Zustände mit unterschiedlichen EntlohnungsSpielräumen für die
primären Inputfaktoren Arbeit und Kapital. Diese unterschiedlichen Entloh-
nungsspielräume - sie sind identisch mit Unterschieden in der Wertschöpfung
je Produkteinheit - werden auf den Einsatz bestimmter Maßnahmen zurückge-
führt. Staatliche Begünstigungen - Finanz Zuweisungen, Steuervergünstigun-
gen oder auch Außenhandelsschutzmaßnahmen - erhöhen künstlich die Wett-
bewerbsfähigkeit der betroffenen Branchen. Der Begünstigte wird infolge der
1 Das Konzept der effektiven Protektion wurde zunächst entwickelt, um die Al-
lokationsWirkungen von Zöllen aufzuzeigen. Es wurde im Jahre 1965 von Harry
G. Johnson [1965, S. 9 ff. ] , Bela Belassa [1965] und Heinz Bachmann [1965]
gleichzeitig, offenbar voneinander unabhängig, wiederentdeckt und auf empi-
rische Fragestellungen angewandt, nachdem frühere Arbeiten von C. L. Bar-
ber und W. M. Corden fast unbeachtet geblieben waren. Nach und nach ist
dieses Konzept zu einem allgemeinen effektiven Protektionskonzept erweitert
worden, mit dem versucht wird, möglichst alle Maßnahmen, durch die inlän-
dische Anbieter gegenüber ausländischen Anbietern geschützt werden, zu er-
fassen. Insbesondere ist versucht worden, die Schutzwirkungen von quanti-
tativen Importrestriktionen (Kontingente), Finanzhilfen und Steuervergünsti-
gungen zu berücksichtigen. - Vgl. Hiemenz, Hoff mann, von Rabenau [1971,
S. 208] .11
durch die Subventionen oder andere Schutzmaßnahmen erhöhten Wettbewerbs-
fähigkeit in die Lage versetzt, mehr zu produzieren, mehr Produktionsfaktoren
einzusetzen und höhere Faktorentgelte zu erzielen. Man kann somit Änderun-
gen in der Wertschöpfung je Produkteinheit von Branchen heranziehen, um die
Allokationswirkungen - Änderungen in der Branchenstruktur bezüglich des Fak-
toreinsatzes - abzuschätzen. Je höher die Subventionen ausfallen, deso größer
sind die Entlohnungsspielräume, die sich für die begünstigte Branche eröffnen.
12. Wenn die Konkurrenz auf den Produkt- und Faktormärkten recht intensiv
ist, wird sich die effektive Protektion auf mittlere und längere Sicht weniger
in höheren Faktorpreisen (Löhnen, Gewinnen je Faktoreinheit) und in niedri-
geren Produktpreisen als in steigender Produktion und steigendem Faktorein-
satz niederschlagen. Inwieweit im einzelnen Preiseffekte auftreten, inwieweit
davon Produkte und einzelne Produktionsfaktoren betroffen sind und inwieweit
die Produktion und der Faktoreinsatz tatsächlich ausgedehnt werden, dies ist
eine Fragestellung, der hier nicht weiter nachgegangen wurde. In dieser Unter-
suchung kam es darauf an, das mögliche Ausmaß einer Verzerrung der Alloka-
tion, das auf Subventionen zurückgeführt werden kann, sichtbar zu machen und
vor allem im Branchenvergleich darzustellen. Dies leisten die berechneten
(effektiven) Subventionsgrade.
13. Mißt man die Begünstigung in den drei großen Sektoren mit Hilfe des Sub-
ventionsgrades, so ergibt sich, daß die Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
am meisten begünstigt wird, nämlich in Höhe von 68, 9 vH ihrer Wertschöp-
fung. Im tertiären Sektor beträgt der Subventionsgrad immerhin 15, 6 vH. Der
sekundäre Sektor weist dagegen mit 2, 1 vH nur eine Begünstigung auf, die we-
niger als ein Siebentel der des Dienstleistungsbereiches beträgt (vgl. Tabel-
le 1).
14. Wie bei der sektoralen Betrachtung zeigt sich auch auf der Branchenebene
ein ziemlich verändertes Muster der Begünstigung, wenn diese Kennziffer her-
angezogen wird (vgl. Tabelle 2) . In manchen Zweigen wird ein Ausmaß der Pro-
tektion sichtbar, welches man aufgrund der absoluten Höhe der Finanzhilfen und
Steuervergünstigungen allein nicht vermutet hätte, wie zum Beispiel in der Mi-
neralölverarbeitung, im Schiffbau und im Luft- und Raumfahrzeugbau. Für die
überwiegende Anzahl aller 49 berücksichtigten Wirtschaftszweige liegt der Sub-
ventionsgrad erheblich unter dem gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt von
9, 2 vH. Dann aber, wenn der gesamtwirtschaftliche Durchschnitt überschrit-
ten wird, ist dies - in der Regel - gleich sehr spürbar der Fall. Bei diesen
Branchen handelt es sich um:
- die Privaten Organisationen ohne Erwerbscharakter (465,0 vH),
- die Eisenbahnen (269, 8 vH),
- die Land- und Forstwirtschaft, Fischerei (68, 9 vH) ,
- die Wohnungsvermietung (47,6 vH),12
- die Wissenschaft, Bildung, Kunst, Publizistik (34, 0 vH),
- die Schiffahrt, Wasserstraßen, Häfen (30,4 vH) ,
- den Kohlenbergbau, Kokerei (29,0 vH),
- den Luft- und Raumfahrzeugbau (23,5 vH),
- den Übrigen Verkehr (17, 6 vH),
- den Übrigen Bergbau (12, 2 vH) ,
- das Gesundheits- und Veterinärwesen (11,6 vH) ,
- die Mineralölverarbeitung (10, 0 vH).
Diese 12 Wirtschaftszweige vereinen zwar nur 20 vH der Wertschöpfung der ins-
gesamt berücksichtigten Wirtschaftszweige auf sich, auf sie entfallen aber fast
85 vH der erfaßten Protektion.
15. Im Warenproduzierenden Gewerbe gibt es 13 Wirtschaftszweige, die den
durchschnittlichen Subventionsgrad dieses Sektors von 2,1 vH erreichen oder
übertreffen. Neben dem Kohlenbergbau, Kokerei, dem Luft- und Raumfahrzeug-
bau, dem Übrigen Bergbau, der Mineralölverarbeitung, deren Begünstigung auch
über dem gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt liegt, sind das:
- die Herstellung von Büromaschinen, ADV-Geräten und -Einrichtungen
(7,3 vH),
- der Schiffbau (6, 0 vH) ,
- die Elektrizitätsversorgung (5, 2 vH) ,
- die Druckerei, Vervielfältigung (4,4 vH) ,
- das Ernährungsgewerbe (3,1 vH),
- die Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung (3,0 vH),
- die NE-Metallerzeugung, NE-Metallhalbzeugwerke (2,4 vH),
- die Holzbearbeitung (2, 2 vH),
- die Elektrotechnik (2,1 vH) .
Diese 13 Wirtschaftszweige erwirtschaften 27 vH der Wertschöpfung des Waren-
produzierenden Gewerbes; an den Subventionen für diesen Sektor sind sie mit
knapp 70 vH beteiligt. Die Begünstigung ist für überdurchschnittlich geschützte
Bereiche im Warenproduzierenden Gewerbe damit zwar immer noch sehr stark,
aber weniger deutlich ausgeprägt als in der Gesamtwirtschaft.13
3. Zur Struktur des Subventionsvolumens
16. Tabelle 3 enthält eine Aufteilung des Subventionsvolumens für 49 Wirt-
schaftszweige nach den drei Subventionsgewährenden Gebietskörperschaften:
Auf den Bund entfallen 57 vH, auf die Länder 37 vH und auf die Gemeinden nur
knapp 6 vH des gesamten Subventionsvolumens
1. Im einzelnen zeigt sich:
- Besondere Schwerpunkte der Subventionspolitik des Bundes sind Landwirt-
schaft, Kohlenbergbau, Eisenbahnen, Wohnungsvermietung sowie drei Zwei-
ge mit besonderen sozialen und kulturellen Aufgaben aus dem Dienstleistungs-
bereich (Wissenschaft, Bildung, Kunst, Publizistik; Gesundheits- und Ve-
terinärswesen; Private Organisationen ohne Erwerbscharakter). Auf diese
sieben Branchen, die 1974 jeweils mehr als 1 Mrd. DM Subventionen vom
Bund erhielten, entfallen rund 80 vH aller Finanzhilfen und Steuervergün-
stigungen des Bundes.
- Bei den Ländern zählen zu den überragenden Subventionsempfängern - wie
auch beim Bund - Landwirtschaft, Wohnungsvermietung und Private Organi-
sationen ohne Erwerbscharakter, darüber hinaus auch der Wirtschaftszweig
Übriger Verkehr, der vor allem durch Hilfen für den Nahverkehr unterstützt
wird. Aber auch andere Branchen, die bereits durch den Bund stark gefördert
werden, erhalten noch hohe Landes Subventionen.
- Die Subventionen der Gemeinden sind im Vergleich zu denen von Bund und Län-
dern von untergeordneter Bedeutung. Sektorale Schwerpunkte sind Energie-
versorgungs- und Verkehrsbereiche, in denen häufig kommunale Unternehmen
tätig sind. Bedingt durch Vergünstigungen bei den kommunalen Steuern, zählen
auch Wohnungsvermietung (Grundsteuer) sowie Nachrichtenübermittlung und
Kreditinstitute (Gewerbesteuer) zu besonderen BegünstigungsSchwerpunkten
der Gemeinden.
- Die Subventionierung der industriellen Wirtschaftszweige, die 11 vH des ge-
samten Subventionsvolumens ausmacht, ist bei allen drei Gebietskörperschaf-
ten vom Volumen her von vergleichsweise geringer Bedeutung. Das absolut und
relativ größte Gewicht kommt ihr beim Bund zu.
Bei der Aufteilung der Subventionen auf gebietskörperschaftliche Ebenen ist
allerdings zu berücksichtigen, daß dem Bund auch die Marktordnungsausgaben
der Europäischen Gemeinschaft (gut 5 vH des Volumens) sowie die Subventionen
aus dem ERP-Vermögen (weniger als 3 vH des Volumens) zugeordnet werden.
Desweiteren enthalten in Einzelfällen die Angaben für Länder und Gemeinden auch
Zuschüsse, die zwar von ihnen verausgabt wurden, aber durch den Bund bereit-
gestellt worden sind; das gilt für Mittel aus der Gemeinschaftsaufgabe "Verbes-
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes", Zuschüsse nach dem Kranken-
hausfinanzierungsgesetz, dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz, sowie dem
Städtebauförderungsgesetz.14























































Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
Elektrizitätsversorgung
Gas-, Fernwärme und Wasserversorgung
Kohlenbergbau, Kokerei
Übriger Bergbau
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Die Steuervergünstigungen wurden entsprechend den im Jahre 1974 geltenden








































































































































































































































































Gemeinden enthalten in Einzelfällen noch Zu-
Weisungen aus dem Bundeshaushalt. -
 bEinschließlich Subventionen des ERP-Vermögens
au§gaben der EG.
sowie Marktordnungs-
Quelle: Vgl. Tabelle 2. - Eigene Berechnungen und Schätzungen.15
17. Unter den verschiedenen Subventionsformen (vgl. Tabelle 4) dominieren
laufende Zuschüsse (40, 5 vH) . Ein näherer Blick zeigt indessen, daß es vor
allem hochprotektionierte Wirtschaftszweige sind, denen diese Maßnahme be-
sonders zugute kommt, wie Landwirtschaft, Bergbau, Eisenbahn, Übriger Ver-
kehr, Übrige Dienstleistungen und Private Organisationen ohne Erwerbscharak-
ter, die zusammen gut 90 vH aller laufenden Zuschüsse erhalten.
Für die Mehrzahl aller Wirtschaftszweige sind demgegenüber Mittel der Inve-
stitionsförderung sowie allgemeine Steuervergünstigungen von erheblich größe-
rer Bedeutung. Bedenkt man, daß ein Teil der Steuervergünstigungen Sonder-
abschreibungen darstellen, die ebenfalls als investitionsfordernde Maßnahmen
gedacht sind, und auch ein Großteil der Zinsvergünstigungen investive Zwecke
betrifft, dann wird das Gewicht der Investitionspolitik noch deutlicher. Dies
gilt vor allem für Industriezweige, bei denen knapp zwei Drittel aller Subven-
tionen für investive Zwecke gedacht sind.
Es läßt sich festhalten, daß Finanzhilfen und darunter laufende Zuschüsse
in Fällen extremer Begünstigung zumeist ein klares Übergewicht haben. Der
wichtigste Erklärungsgrund dafür liegt vermutlich darin, daß manchen Berei-
chen, wie der Eisenbahn, Steuervergünstigungen allein nur wenig helfen, etwa
weil Gewinne, die man steuerlich begünstigen kann, fehlen. Hier kann Hilfe,
wenn sie durchgreifend sein soll, nur durch direkte finanzielle Unterstützung
erfolgen. Insgesamt gesehen sind Finanzhilfen zwar am Umfang gemessen er-
heblich bedeutsamer als Steuervergünstigungen, aber als Protektionsinstrument
sind sie wichtig vor allem für die überdurchschnittlich hoch geschützten Berei-
che.
18. Neben der Bedeutung von Subventionsformen wurde die Verteilung der
Subventionen nach ausgewählten Subventionsmotiven untersucht (Tabelle 5) .
Allgemeine Regionalförderung
1 sowie Forschungsförderung
2 sind in der Ge-
samtwirtschaft mit jeweils rund 6 vH des Subventionsvolumens von quantitativ
etwa gleicher Bedeutung. Speziell für die industriellen Wirtschaftszweige ist
jedoch die Regionalförderung bedeutsamer (vgl. Tabelle 5) : Auch wenn man die
Entwicklungszuschüsse für den zivilen Luftfahrzeugbau zu den Forschungsauf-
wendungen hinzurechnen würde, machen sie noch immer weniger als die Hälfte
der allgemeinen Regionalförderung für die Industrie aus.
Sonstige Subventionen, die weder der Forschungsförderung noch der allgemei-
nen Regionalförderung zuzurechnen sind, bilden das Gros der Unterstützungen
1 Als allgemeine Regionalhilfen wurden Maßnahmen im Rahmen des Berlin-
Förderungsgesetzes sowie Zulagen und Zuschüsse für das Zonenrandgebiet
und für die Gebiete der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur" angesehen.
2 Zur Forschungsförderung zählen hier neben den Steuervergünstigungen für
Forschung und Entwicklung nur solche Finanzhilfen, die in den Funktionsplä-
nen der öffentlichen Haushalte dem Funktionsbereich 16/17 "Forschung außer-
halb der Hochschulen" zugeordnet sind. Entsprechend dieser Nomenklatur rech-
nen beispielsweise Zuschüsse des BMWi für die Entwicklung ziviler Flugzeuge
nicht zur Forschungsförderung.16
Tabelle 4 - Branchenmäßige Verteilung der Subventionen nach Subventions-
formen 1974
Wirtschaftszweig
1. Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
2, Elektrizitätsversorgung
3. Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung
4. Kohlenbergbau, Kokerei
5, Übriger Bergbau
6, Chemische Industrie, Herstellung und
Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen
7. Mineralölverarbeitung
8. Herstellung von Kunststoffwaren
9. Gummiverarbeitung
10. Gewinnung und Verarbeitung von Steinen
und Erden
11. Feinkeramik





16. Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverfor-
mung
17. Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahr-
zeugbau
18. Maschinenbau




22. Luft- und Raumfahrzeugbau
23. Elektrotechnik
24. Feinmechanik, Optik, Herstellung von
Uhren
25. Herstellung von Eisen-, Blech- und
Metallwaren




29. Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und
Pappeerzeugung










40. Schiffahrt, Wasserstraßen, Häfen
41. Übriger Verkehr




45. Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe
46. Wissenschaft, Bildung, Kunst, Publizistik
47. Gesundheits- und Veterinärwesen
48. Übrige Dienstleistungen

























































































































































































































































































































































































































































Quelle : Vgl. Tabelle 2. - Eigene Berechnungen und Schätzungen.17
Tabelle 5 - Branchenmäßige Verteilung der Subventionen nach ausgewählten
Subventionsmotiven 1974
Wirtschaftszweig
1. Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
2. Elektrizitätsversorgung




6. Chemische Industrie, Herstellung und
Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen
7. Mineralölverarbeitung
8. Herstellung von Kunststoff waren
9. Gummiverarbeitung
10. Gewinnung und Verarbeitung von Steinen
und Erden
11. Feinkeramik





16. Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverfor-
mung
17. Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahr-
zeugbau
18. Maschinenbau




22. Luft- und Raumfahrzeugbau
23. Elektrotechnik
24. Feinmechanik, Optik, Herstellung von
Uhren
25. Herstellung von Eisen-, Blech- und
Metallwaren




29. Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und
Pappeerzeugung










40. Schiffahrt, Wasserstraßen, Häfen
41. Übriger Verkehr




45. Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe
46. Wissenschaft, Bildung, Kunst, Publizistik
47. Gesundheits- und Veterinärwesen
48. Übrige Dienstleistungen











































































































































































































































































































































Quelle: Vgl. Tabelle 2. - Eigene Berechnungen und Schätzungen.18
insgesamt und in den Bereichen Landwirtschaft, Energie, Verkehr sowie son-
stige Dienstleistungen mit besonderen sozialen und kulturellen Aufgaben. Es
handelt sich dabei in starkem Maße um Finanzhilfen und Steuervergünstigun-
gen, bei denen Aspekte der direkten Einkommensverteilung (Landwirtschaft),
oder der Bereitstellung eines als ausreichend erachteten Angebots zu "ange-
messenen" Preisen (vor allem im Dienstleistungssektor) , im Vordergrund
stehen (vgl. auch Ziff. 28 ff. ) .
19. Die allgemeine Regionalförderung ist am gesamten Subventionsvolumen
nur mit 6 vH beteiligt, sie ist aber für eine große Zahl von Branchen von er-
heblicher Bedeutung. Von den 36 Wirtschaftszweigen des sekundären Sektors
(vgl. Wirtschaftszweige 2 - 37 in Tabelle 5) setzt sich in 21 Branchen das Sub-
ventionsvolumen zu mehr als 50 vH aus Mitteln der allgemeinen Regionalför-
derung zusammen und vier weitere Branchen liegen nur wenig unterhalb von
50 vH. Deutlich darunter (weniger als 20 vH) liegen allein die Wirtschaftszwei-
ge des Energiebereichs, die Datenverarbeitungsindustrie (Büromaschinen und
ADV-Geräte) , Schiff- und Luftfahrzeugbau sowie Druckerei und Vervielfälti-
gung. Außerhalb des Warenproduzierenden Gewerbes werden noch der Handel
sowie das Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe überwiegend durch Mittel
der allgemeinen Regionalförderung unterstützt.
Die Forschungsförderung ist demgegenüber sehr viel stärker auf einige wenige
Branchen konzentriert. Es sind nur zwei Branchen (Übriger Bergbau und Da-
tenverarbeitungsindustrie) , die überwiegend durch Mittel der Forschungsför-
derung subventioniert werden, und es gibt sieben Wirtschaftszweige, darunter
drei Industriezweige (Chemie, Maschinenbau, Datenverarbeitung) , die jeweils
mehr als 100 Mill. DM an Subventionen für Forschungszwecke auf sich ver-
einen; das sind immerhin 87 vH der gesamten Forschungsförderurig.
20. Zwar ist die allgemeine Regionalförderung nur mit 6 vH am gesamten Sub-
ventionsvolumen beteiligt, doch ist der Anteil, der regionale Bezüge aufweist,
bei weitem größer. So hat man zu berücksichtigen, daß insbesondere die Fi-
nanzhilfen und Steuervergünstigungen für die Landwirtschaft und den Verkehrs-
sektor regionale Begünstigungen bewirken. Während im Falle der Landwirt-
schaft vor allem periphere Gebiete der Bundesrepublik begünstigt werden, ist
dieser eindeutige Bezug im Falle des Verkehrssektors nicht gegeben. Begün-
stigt sind periphere Gebiete dadurch, daß eine Reihe von unrentablen Ver-
kehrsanbindungen durch öffentliche Unternehmen (vor allem die Bundesbahn)
aufrechterhalten wird. Durch den öffentlichen Nahverkehr, der sowohl für die
Bundesbahn als auch für andere öffentliche Verkehrsunternehmen hohe Defi-
zite aufweist, werden jedoch eher zentrale Regionen bevorteilt. Neben derar-
tigen Begünstigungen durch allgemeine Branchenprogramme, gibt es spezifi-
sche Branchenprogramme, die auf einzelne Regionen zugeschnitten sind. Hier
sind insbesondere die Subventionen für den Kohlenbergbau und die Werften zu
nennen. Regionale Aspekte sind überdies bedeutsam bei den Subventionen für
den Luftfahrzeugbau, da dieser sehr stark regional konzentriert ist. Nimmt
man zur allgemeinen Regionalförderung die Subventionen für die Bereiche
Landwirtschaft, Verkehr, Kohlenbergbau, Schiffbau und Luftfahrzeugbau hin-19
zu, so kann man sagen, daß nahezu von der Hälfte der Subventionen Regionen
mehr oder weniger gezielt begünstigt werden.
4. Protektion durch Subventionen und Zölle - Ein Vergleich
21. Wie die Subventionsgrade für Sektoren zeigen, konzentriert sich die Be-
günstigung durch Subventionen auf die Dienstleistungsbereiche und die Land-
wirtschaft (vgl. Ziff. 13). Das Warenproduzierende Gewerbe genießt dagegen
nur einen geringen Schutz; der Subventionsgrad beträgt weniger als ein Sieben-
tel der der Dienstleistungen und fast nur ein Dreißigstel der der Landwirt-
schaft. Gleichwohl gibt es auch einige Wirtschaftszweige des Warenproduzie-
renden Gewerbes, deren Subventionsgrad deutlich über dem gesamtwirtschaft-
lichen Durchschnitt liegt.
Nun muß man aber berücksichtigen, daß mit den Subventionen nur ein Teil der
Maßnahmen erfaßt wird, mit denen einzelne wirtschaftliche Aktivitäten begün-
stigt (und andere diskriminiert) werden. Für Produkte, die dem internationa-
len Wettbewerb ausgesetzt sind, spielen Maßnahmen zum Schutz heimischer
Produzenten gegenüber Anbietern aus dem Ausland, wie zum Beispiel Zölle,
eine erhebliche Rolle. Wie Subventionen erhöhen solche Außenhandelsmaßnah-
men künstlich die Wettbewerbsfähigkeit inländischer Produkte, was zur Folge
hat, daß in geschützten Bereichen mehr Produktionsfaktoren gebunden sind, als
es sonst der Fall wäre. Das bedeutet, daß sich das Begünstigungsgefälle än-
dert, wenn man die Protektion aufgrund von Zöllen mit in die Betrachtung ein-
bezieht.
22. Tabelle 6 enthält eine Gegenüberstellung der effektiven Protektion durch
Subventionen und Zölle für drei Sektoren im Jahre 1974. Für den Sektor Land-
und Forstwirtschaft, Fischerei gilt es zu bedenken, daß 1974 ein untypisches
Jahr war; über einen längeren Zeitraum gesehen, dürfte der Subventionsgrad
niedriger liegen (vgl. auch Ziff. 29) . Ist die Begünstigung der Landwirtschaft
durch Subventionen auf mittlere Sicht vermutlich zu hoch ausgewiesen, so dürf-
te das Gegenteil für die Zollprotektion zutreffen. Der Schutz, den die west-
deutsche Landwirtschaft gegenüber Anbietern aus Nicht-EG-Ländern genießt
und der nicht aus Subventionszahlungen resultiert, besteht aus der Differenz
zwischen EG-Einstandspreisen und Weltmarktpreisen. Da die Weltmarktprei-
se für Agrarprodukte im Jahre 1974 außergewöhnlich hoch waren - bei einigen
Produkten wurden sogar die EG-Einstandspreise übertroffen -, liegt die effek-
tive Protektion durch Zölle in Jahren, die als "normal" angesehen werden müs-
sen, vermutlich über 25 vH
1.
1 Fels [1976, S. 96] schätzt die Protektionsrate für die Land- und Forstwirt-
schaft, Fischerei im Jahre 1970 auf 34,4 vH.20
Tabelle 6 - Protektion durch Subventionen und Zölle für drei Sektoren der























Bei dieser Zahl handelt es sich um eine vergleichsweise grobe Schät-
zung. Sie wurde ermittelt durch die Differenzen zwischen Weltmarkt-
preisen und EG-Einstandspreisen bei den einzelnen landwirtschaftli-
chen Produkten; die Differenzen wurden gewichtet mit der Bedeutung
der einzelnen Produkte für die Wertschöpfung; die Diskriminierung,
die aus erhöhten Preisen für bezogene Vorleistungsgüter aus dem Wa-
renproduzierenden Gewerbe resultiert, wurde berücksichtigt. -
'-'Ohne Elektrizitätsversorgung, Gas-, Fernwärme- und Wasserver-
sorgung, Ernährungsgewerbe, Tabakverarbeitung und Baugewerbe. -
cOhne private Haushalte und Staat.
Quelle: Donges, Fels, Neu u. a. [1973]. - Eigene Berechnungen und Schät-
zungen.
Für den Dienstleistungssektor ist eine effektive Zollprotektion von Null an-
genommen worden. Das erscheint plausibel, da die Leistungen dieses Sek-
tors nur sehr begrenzt international handelbar sind und deshalb auch nicht
durch Importzölle geschützt werden können. Zu bedenken ist aber, daß eine
effektive Zollprotektion von Null folgende Annahme impliziert: Der Wert-
schöpfungsspielraum im Dienstleistungssektor wird durch höhere Preise bei
Industriegütern, die als Inputs eingesetzt werden, letztlich nicht eingeengt;
die höheren Inputpreise können durch höhere Outputpreise kompensiert wer-
den. Für diese Annahme spricht, daß der Binnensektor seine Outputpreise ver-
gleichsweise autonom setzen kann, da er keinem internationalen Wettbewerb
ausgesetzt ist
1. Allerdings werden dabei Substitutionseffekte der Produktion
und Konsumtion vernachlässigt.
1 Geht man davon aus, daß die höheren Preise für die Inputgüter nicht oder
nicht in vollem Umfang durch höhere Outputpreise ausgeglichen werden kön-
nen, so bedeutet das für den Dienstleistungssektor eine negative Zollprotek-21
23. Die Protektionsraten, die in Tabelle 6 ausgewiesen sind, mögen mit eini-
gen Unsicherheiten behaftet sein und für andere Jahre und unter anderen Annah-
men andere Werte annehmen, am Gesamtbild der Protektion durch Subventionen
und Zölle ändert sich dadurch wenig. Folgendes zeigt sich sehr deutlich:
- Der Bereich Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, der bereits durch Subven-
tionen außerordentlich hoch begünstigt wird, genießt außerdem einen heraus-
ragenden Zollschutz.
- Der Dienstleistungsbereich erhält keine Begünstigung durch Zollschutz; eher
resultieren aus den erhöhten Preisen für Industriegüter, die dieser Sektor als
Inputs einsetzt, negative Effekte. Die Gesamtprotektion dürfte für die Dienst-
leistungen deshalb - wenn auch nur geringfügig - unter 15, 6 vH liegen.
- Für das Warenproduzierende Gewerbe ist die Protektion durch Zölle weitaus
wichtiger als die aufgrund von Subventionen.
Was die Gesamtbegünstigung (effektive Protektion aufgrund von Subventionen und
Zöllen) betrifft, so vergrößert sich der Vorsprung des Sektors Land- und Forst-
wirtschaft, Fischerei gegenüber den anderen Sektoren noch erheblich. Weder das
Warenproduzierende Gewerbe noch die Dienstleistungen werden in einer vergleich-
baren Größenordnung geschützt. Anders stellt sich die Situation im Begünstigungs-
gefälle zwischen diesen beiden Sektoren dar. Unter Einschluß der Zollprotektion
verringert sich der Abstand im Ausmaß der Begünstigung des Warenproduzieren-
den Gewerbes zum Dienstleistungsbereich erheblich. Die Wirkungen von Subven-
tionen und Schutzmaßnahmen im Außenhandel scheinen sich zu ergänzen. Dabei
gilt es ferner zu berücksichtigen, daß nur ein Teil der Protektion aus dem Be-
reich der Aüßenhandelsmaßnahmen einbezogen werden konnte: Neben Zöllen spie-
len nichttarifäre Handelshemmnisse, wie insbesondere Kontingente, eine wichtige
Rolle beim Schutz gegen unliebsame Außenhandelskonkurrenz
1. Bedenkt man
darüber hinaus, daß Anfang der siebziger Jahre die westdeutsche Währung noch
unterbewertet war, was ebenfalls einer Begünstigung der außenhandelsintensi-
ven Bereiche und damit im wesentlichen der Industrie gleichzusetzen ist, so ver-
ringern sich die Unterschiede in der Begünstigung zwischen diesen beiden Sekto-
ren noch weiter. Es spricht einiges für die These, daß die Subventionen, die dem
tertiären Sektor in vergleichsweise hohem Umfang gewährt wurden, einen Aus-
gleich für die Begünstigung des sekundären Sektors durch außenhandelspolitische
Maßnahmen darstellen.
24. Der Eindruck, daß Subventionen zur Kompensation von Zollschutzmaßnah-
men eingesetzt werden, verstärkt sich, wenn man die Wirkung von Zöllen und
tion. Berücksichtigt man zum einen die Verflechtungen zwischen Industrie- und
Dienstleistungssektor und zum anderen den Zollschutz der Industrie, so ergibt
sich eine Protektionsrate von -1,5 vH.
1 Einer Quantifizierung der Protektionswirkung von nichttarifären Handelshemm-
nissen stehen eine Vielzahl von Schwierigkeiten entgegen. - Eine Beschreibung
nichttarifärer Handelshemmnisse zum Schutz der westdeutschen Wirtschaft ist
enthalten in Donges, Fels, Neu u. a. [1973, S. 39-77].22
Subventionen auf der Ebene der Industriebranchen gegenüberstellt (vgl. Tabel-
le 7). Alle sieben Industriezweige, die überdurchschnittlich durch Subventionen
geschützt sind, genießen nur geringen oder sogar negativen Zollschutz. Umge-
kehrt erhalten alle 16 Branchen mit überdurchschnittlicher Begünstigung auf-
grund von Zöllen nur unterdurchschnittlichen Schutz durch Subventionen. Kor-
relationsrechnungen zeigen ebenfalls, daß es einen klaren negativen und stati-
stisch gesicherten Zusammenhang zwischen der Höhe der effektiven Protektion
durch Zölle und durch Subventionen gibt ( Korrelationskoeffizient R = -0,47) .
25. Anders als der effektive Zollschutz begünstigen Subventionen mehr die
Investitionsgüterindustrien und die bergbaulichen Bereiche und weniger die
Grundstoff- und Produktionsgüter- sowie die Verbrauchsgüterindustrien. Das
zeigt sich einmal an den Subventionsgraden für die vier Hauptgruppen, die als
gewogene Durchschnitte ausgewiesen sind (vgl. Tabelle 7) . Es zeigt sich aber
auch daran, daß von den sieben Industriezweigen, deren Protektionsraten auf-
grund von Subventionen über dem Industriedurchschnitt liegen, fünf Zweige die-
sen beiden Hauptgruppen angehören (Kohlenbergbau, Restlicher Bergbau, Elek-
trotechnische Industrie, Schiffbau und Luftfahrzeugbau) ; sie haben zusammen
einen Anteil an der industriellen Wertschöpfung von 19 vH.
Dagegen ist nur je ein Zweig der Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie
- die Mineralölverarbeitung mit einem Wertschöpfungsanteil von etwa 0,5 vH -
und der Verbrauchsgüterindustrie - die Druckerei- und Vervielfältigungsindu-
strie mit einem Wertschöpfungsanteil von knapp 3 vH - überdurchschnittlich
durch Subventionen begünstigt. Der Zollschutz konzentriert sich bis auf eine
Ausnahme - die Ziehereien und Kaltwalzwerke, Stahlverformung - ausschließ-
lich auf Zweige, die zu den Grundstoff- und Produktionsgüterindustrien bezie-
hungsweise den Verbrauchsgüterindustrien gehören, was auch sehr deutlich in
den Zollprotektionsraten für die Industriehauptgruppen zum Ausdruck kommt.
26. Neben den unterschiedlichen Schwerpunkten im Einsatz der beiden Pro-
tektionsinstrumente gibt es Unterschiede im Hinblick auf einige Merkmale der
begünstigten Branchen wie Export-, Rohstoff- und Ausbildungskapitalintensi-
tät sowie der Entwicklung von Beschäftigung und Investitionen
1:
- Exportintensive Bereiche wie der Maschinenbau, der Straßenfahrzeugbau oder
die Elektrotechnische Industrie werden durch Zölle effektiv wenig geschützt.
Dagegen zeigt sich, daß immerhin fünf der sieben überdurchschnittlich durch
Subventionen begünstigten Branchen - der Kohlenbergbau, der Restliche Berg-
bau, der Schiffbau, der Luftfahrzeugbau und die Elektrotechnische Industrie -
relativ exportintensiv sind. Exportförderungsgesichtspunkte scheinen bei Fi-
nanzhilfen und Steuervergünstigungen nicht ohne Bedeutung zu sein.
- Zwar sind gerade die durch Effektivzölle besonders hoch geschützten Bran-
chen - etwa die Sägewerk- und holzbearbeitende Industrie, die Zellstoff-
1 Die Branchenwerte für die genannten Merkmale sind in Tabelle A 5 enthalten. -
Zu den Zusammenhängen zwischen Zollprotektion und Branchenmerkmalen vgl.
Donges, Fels, Neu u. a. [1973, S. 6 ff. , 97 ff. ] .23
Tabelle 7 - Protektion durch Subventionen und Zölle für 30 Zweige der west-
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Quelle: Tabelle 2. - Donges, Fels, Neu u. a. [1973]. - Eigene Berech-
nungen.24
und papiererzeugende Industrie, die Eisenschaffende Industrie sowie die NE-
Metallindustrie - sehr rohstoffintensiv, doch gibt es auch Branchen, die trotz
hoher Rohstoffintensität durch das System der bestehenden Zölle diskrimi-
niert werden (unterdurchschnittlicher bzw. negativer Zollschutz) ; es sind
dies vor allem die bergbaulichen Bereiche und die Mineralölverarbeitung. Ge-
rade diese Branchen erhalten umfassenden Schutz durch Finanzhilfen und Steu-
ervergünstigungen. Betrachtet man Zoll- und Subventionsprotektion zusammen,
so gibt es kaum eine rohstoffintensive Branche, die nicht durch Maßnahmen
der einen oder anderen Art geschützt ist. Man kann sagen, daß sich Zoll- und
Subventionsprotektion in dieser Hinsicht ergänzen.
- Hinsichtlich der Ausbildungskapitalintensität läßt sich erkennen, daß durch
Zollprotektion insbesondere Branchen begünstigt werden, die relativ wenig qua-
lifizierte Arbeitskräfte benötigen und arbeitsintensiv produzieren. Dagegen wer-
den durch Subventionen vor allem ausbildungskapitalintensive Branchen begün-
stigt (so die bergbaulichen Bereiche, der Schiffbau, der Flugzeugbau, die Elek-
trotechnische Industrie) . Es gibt aber auch einige Industriezweige, die relativ
humankapitalintensiv sind und sich keines besonderen Schutzes durch Finanz-
hilfen und Steuervergünstigungen erfreuen (Eisenschaffende Industrie, Straßen-
fahrzeugbau) .
- Viele der durch Zollprotektion besonders begünstigten Industriezweige mußten
in der Vergangenheit einen Rückgang ihrer Beschäftigtenzahlen hinnehmen.
Personell geschrumpft sind insbesondere die hochprotektionierten arbeitsinten-
siven Bereiche, und dies sehr spürbar ab Beginn der siebziger Jahre. Es sind
ebenfalls diese Bereiche, die ihre Investitionen im Vergleich zum Rest der In-
dustrie spürbar gedrosselt haben. Hinsichtlich der Subventionsprotektion ergibt
, sich kein systematisches Bild. Sowohl Beschäftigung als auch Investitionen haben
sich in den einzelnen, durch Subventionen besonders begünstigten Branchen recht
unterschiedlich und teils gegenläufig entwickelt.
27. Insgesamt betrachtet gibt es sowohl für die Protektion aufgrund von Subven-
tionen als auch für die Zollprotektion jeweils eigene Begünstigungsschwerpunkte.
Subventionen scheinen bislang dort eingesetzt worden zu sein, wo Zölle nicht grei-
fen oder unerwünschte Nebenwirkungen nach sich ziehen würden. Zölle sind zum
Beispiel nicht wirksam, wenn die Wettbewerbsfähigkeit inländischer Produzenten
auf Auslandsmärkten erhöht werden soll. Hier können nur Subventionen helfen, und
deshalb ist es nicht verwunderlich, daß der Protektion durch Finanzhilfen und Steu-
ervergünstigungen in Branchen, die für den Export der westdeutschen Wirtschaft .
bedeutsam sind, eine vergleichsweise größere Bedeutung zukommt als der Zoll-
protektion. Unerwünschte Nebenwirkungen könnten etwa darin bestehen, daß Zoll-
protektion dazu führen kann, nachgelagerte Wirtschaftszweige über erhöhte In-
putpreise zu belasten. Im Falle des Bergbaus hätte etwa Zollschutz anstelle von
Subventionen zur Folge gehabt, daß sich das Energiepreisniveau für die westdeut-
sche Industrie erheblich erhöht hätte. Und im Falle des Luftfahrzeugbaus und des
Schiffbaus wäre gegen die Auslandskonkurrenz wirksamer Zollschutz mit erheb-
lichen Wettbewerbsnachteilen für die westdeutsche Luftfahrt beziehungsweise die
westdeutschen Reedereien verbunden.25
5. Zur Entwicklung des Subventionsgrades in einigen Wirtschaftsbereichen
28. Die Vielzahl der Subventionsprogramme und die Vielzahl staatlicher Stel-
len, die Subventionen vergeben
1, verdeckt, daß es relativ wenige Bereiche mit
oft gleichen oder doch ähnlich gelagerten Subventionsbegründungen sind, die
überdurchschnittlich hoch protektioniert werden. Ein generelles Subventions-
motiv, das fast immer gilt, ist die Erhöhung und Sicherung von Einkommen
und/oder Beschäftigung. Daneben werden aber auch versorgungspolitische Über-
legungen vorgebracht. In den Branchen, die dem internationalen Wettbewerb
ausgesetzt sind, sind das häufig Fragen der nationalen Versorgungssicherheit.
Das zeigt sich gegenwärtig besonders deutlich im Energiebereich, gilt aber auch
für fast alle anderen stark geschützten Bereiche. So wird argumentiert, es sei
erforderlich,
- eine hohe Selbstversorgung mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen zu sichern;
- die heimischen Primärenergieträger zu erhalten bzw. ihnen sogar größere
Priorität einzuräumen, um eine Reduktion der Abhängigkeit von ausländischen
Energieträgern zu erreichen;
- aus Gründen der hohen Integration der Bundesrepublik Deutschland in die in-
ternationale Arbeitsteilung und der nationalen Sicherheit einen deutschen
Schiffbau sowie eine deutsche Handelsflotte zu erhalten;
- die Abhängigkeit von wenigen multinationalen Großunternehmen zu reduzie-
ren, wie zum Beispiel in der Datenverarbeitung und im Luftfahrzeugbau.
In den binnenwirtschaftlich orientierten Sektoren wird nicht so sehr die Sicher-
heit, sondern die Bereitstellung eines "ausreichenden" Angebots zu "angemes-
senen" Preisen als Begründung für Subventionen herangezogen. Solche poli-
tisch vorgegebenen Versorgungsstandards sind maßgebend
- in der Verkehrspolitik, wo insbesondere den Eisenbahnen sowie den Nahver-
kehrsunternehmen die Aufgabe zugeschrieben wird, für eine "ausreichende"
Verkehrserschließung in peripheren Regionen bzw. Ballungsräumen zu sor-
gen;
- in der Wohnungspolitik, wo beispielsweise durch die Förderung des sozialen
Wohnungsbaus Anreize zur Schaffung von Wohnraum gegeben werden sollen;
- bei einigen Dienstleistungsbereichen, bei denen besonders soziale und kulturel-
le Aufgaben zu erfüllen sind.
Ob im Einzelfall stärker verteilungs- oder versorgungspolitische Motive für die
Subventionsgewährung maßgebend sind, ist nicht eindeutig zu entscheiden. In
zahlreichen Fällen ist aber zu vermuten, daß allokationspolitische Argumente
lediglich als eine Argumentations stütze für eine gewünschte Verteilungsände-
rung anzusehen sind. Welche Zielvorstellungen im einzelnen der Gewährung
von Subventionen auch zugrunde liegen mögen, sie erfordern Subventionen
1 Für die hochprotektionierten Wirtschaftszweige sind in Tabelle A 1 ausge-
wählte, wichtige Maßnahmen zusammengestellt worden.26
in immer höherem Maße, wie sich deutlich in einigen Wirtschaftszweigen
zeigt.
Landwirtschaft
29. Die Entwicklung des Subventionsgrades der Landwirtschaft schwankt im
Zeitablauf nicht unbeträchtlich. Das Jahr 1974, in dem die Rate 68, 9 vH betrug,
ist bei längerfristiger Betrachtung ein eher atypisches Jahr mit einem hohen
Subventionsgrad. Bedingt durch eine schlechte Ernte waren die Einkommen und
damit die Wertschöpfung rückläufig und das Subventionsvolumen war aus dem
gleichen Grunde höher als sonst. Für den Zeitraum 1974 bis 1978 liegt der durch-
schnittliche Subventionsgrad mit rund 50 vH unter dem des Jahres 1974. Jedoch
ist in starkem Maße aufgrund der Zunahme der Marktordnungsausgaben der Eu-
ropäischen Gemeinschaft (knapp 10 vH jährlich) von niedrigerem Niveau aus ein
Wiederanstieg des Subventionsgrades zuerkennen. Das heißt, das Gesamteinkom-
men im Wirtschaftszweig Land- und Forstwirtschaft, Fischerei beruht mehr
und mehr auf den Umverteilungsmaßnahmen der Öffentlichen Hand.
Kohlenbergbau
30. Die Energiepolitik in der Bundesrepublik Deutschland ist, was Subventionen
anbetrifft, in starkem Maße auf die Belange des Steinkohlenbergbaus zugeschnit-
ten. Mit einer Rate von 29 vH stellt der Kohlenbergbau die höchstprotektionierte
Branche im Warenproduzierenden Gewerbe dar, wobei der Subventionsgrad in
dieser Höhe eher eine Untergrenze darstellen dürfte. So wurden weder die Heizöl-
steuer als eine diskriminierende Maßnahme zu Lasten konkurrierender Produkte,
noch die Zuschüsse an die knappschaftliche Rentenversicherung einbezogen; beide
können jedoch als eine Subventionsform zugunsten des Kohlenbergbaus angesehen
werden
1.
In den Jahren nach 1974 hat das dem Kohlenbergbau gewährte Subventionsvolumen
noch erheblich zugenommen (vgl. Tabelle A 2) . An neuen Maßnahmen ist dabei vor
allem der sogenannte "Kohlepfennig" zu nennen, eine Abgabe auf den Stromver-
brauch, die den Charakter einer zweckgebundenen spezifischen Verbrauchssteuer
hat [vgl. Dickertmann, Voss, 1979, S. 42] . Aus ihrem Aufkommen werden Zu-
schüsse zur Verstromung von Kohle, zum Bau neuer Kohlekraftwerke sowie ein
1 Protektionswirkungen aus der Struktur des Steuersystems wurden generell nicht
erfaßt. Implizit wird damit angenommen, daß es diese Ausgestaltung des Steuer-
systems auch bei einem Freihandelszustand gäbe. Was die Zuschüsse an die
knappschaftliche Rentenversicherung anbetrifft; so ist der Subventionsanteil, der
nicht mit den allgemeinen Staatszuschüssen zur Rentenversicherung vergleichbar
wäre, schwer zu quantifizieren. Mitunter wird ein Anteil von 80 vH als Subven-
tion zugunsten des Steinkohlenbergbaus aufgefaßt. Vgl. beispielsweise Blick durch
die Wirtschaft [1978] .27
Stromtransportkostenzuschuß für revierferne Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen, die Strom von Kohlekraftwerken aus den Revieren beziehen, finanziert.
Eine weitere Maßnahme neueren Datums ist die sogenannte Steinkohlenbevor-
ratung, die 1976 eingerichtet wurde, um gegen Störungen der Energieversor-
gung in Krisenzeiten gewappnet zu sein. Es soll insgesamt eine Steinkohlenre-
serve in Höhe von 10 Mill. t angelegt werden, die von der Notgemeinschaft
Deutscher Kohlenbergbau GmbH angekauft wird. Die Zinszahlungen für die be-
nötigten Kredite übernimmt dabei die Öffentliche Hand. Beginnend ab 1977 wer-
den die auf die Zinsen beschränkten Teilkostenerstattungen stufenweise durch
einen Ausgleich der vollen Haldenkosten ersetzt. Der Bund schätzt, daß er für
seinen Anteil an den Finanzierungskosten im Zeitraum von 1977 bis 1987 rund
1,1 Mrd. DM wird aufbringen müssen
1.
Insgesamt gesehen führt die Einführung neuer sowie die Ausweitung schon vor-
handener Subventionsprogramme im Zeitraum von 1974 bis 1978 im Kohlen-
bergbau zu einer Erhöhung des Subventionsgrades von 29 vH auf rund 100 vH im
Jahre 1978. Bei Einschluß aller Zuwendungen, wie sie in Tabelle A 2 aufge-
führt sind, zeigt sich, daß im Untersuchungszeitraum 1974/78 die empfangenen
Subventionen die im Sektor Kohlenbergbau verteilte Wertschöpfung sogar leicht
übersteigen, was bedeutet, daß ohne staatliche Hilfen und zu sonst gleichen Be-
dingungen die Faktorleistungen zum Nulltarif bewertet werden müßten.
Schiffbau
31. Der Wirtschaftszweig Schiffbau wurde 1974 mit 6, 0 vH durch haushaltswirk-
same Maßnahmen geschützt. Den Schwerpunkt der Protektion bildet dabei das
Werfthilfeprogramm der Bundesregierung; daneben partizipieren die Werften
auch noch direkt oder indirekt an den Neubauhilfen für Handelsschiffe zugunsten
der Schiffahrtunternehmen, wobei das Subventionsausmaß im wesentlichen da-
von abhängt, obundin welchem Maße die Reederhilfen an eine Orderpflicht bei
deutschen Werften gebunden sind. Grundsätzlich sind die Reederhilfen nicht mit
Lieferbindungen versehen. Tatsächlich besteht jedoch ein Auswahlverfahren und,
da die bereitgestellten Mittel schon immer nicht ausreichten, wird bei zwei An-
trägen für gleichwertige Schiffbauten die Bestellung bei deutschen Werften bevor-
zugt
2. Die Reederhilfe ist deshalb auch schon immer eine Werfthilfe gewesen,
wobei die in den letzten Jahren gewährten Sonderhilfen nahezu ausschließlich den
deutschen Werften zugute kamen. Der mit 6 vH ausgewiesene Protektionsgrad
dürfte deshalb als zu niedrig anzusehen sein; für das Jahr 1974 ist wohl eher
von einer Rate von über 10 vH auszugehen.
1 Vorhanden ist eine Drittelbeteiligung der Bergbauländer, wobei das Saarland
von einer Beteiligung freigestellt wurde. - Vgl. dazu die Erläuterungen zu
Kapitel-Titel 0902-67101 im Bundeshaushalts plan [1976, S. 944] .
2 Nach Auskunft des Bundesverkehrsministeriums, Abteilung Seeverkehr in Ham-
burg.28
In den Jahren nach 1974 hat das Subventionsvolumen noch stark zugenommen;
der Subventionsgrad (Reederhilfen eingeschlossen) dürfte auf rund 13 vH in
den Jahren 1975 bis 1977 und gut 25 vH im Jahre 1978 gestiegen sein. Das Bun-
deskabinett hat zu Beginn des Jahres 1979 neue, zusätzliche Maßnahmen - die
sogenannten Auftragshilfen - beschlossen. 1979/80 sollen 10 vH und 1981 :7,5 vH
der Vertragspreise für den Bau technisch höherwertiger Schiffe als Finanzhil-
fen gewährt werden [vgl. dazu Deutscher Bundestag, Jahreswirtschaftsbericht,
1979, Ziff. 45] ; daneben bleiben die Reederhilfen im bisherigen Umfang beste-
hen.
In welchem Maße das Subventionsvolumen durch das neue Programm erhöht wird,
macht folgender Vergleich deutlich: Im Dreijahreszeitraum 197 6 bis 1978 hat der
Bund rund 240 Mill. DM Werfthilfe gezahlt, allein für die neuen Auftragshilfen
sollen jedoch im Dreijahreszeitraum 1979 bis 1981 : 660 Mill. DM aufgebracht
werden. Geht man davon aus, daß bei den sonstigen Subventionen zugunsten der
Werften keine kompensatorischen Kürzungen erfolgen, dürfte der Subventions-
grad in den kommenden Jahren auf über 30 vH steigen.
32. Die Schiffbauindustrie ist auf dem besten Wege, auf einen Subventionspfad
einzuschwenken, der durch den Kohlenbergbau vorgezeichnet ist. Für beide
Wirtschaftszweige zeigen sich eine Reihe von Gemeinsamkeiten. Sowohl der
Kohlenbergbau als auch der Schiffbau sind Industrien, die fest an die natürli-
chen Gegebenheiten ihrer Standorte gebunden sind. Solche Wirtschaftszweige,
die spezifische Anforderungen an die natürlichen Standortbedingungen stellen,
haben in der Bundesrepublik zunehmend an Wettbewerbsfähigkeit eingebüßt. Bei-
de Industriezweige haben als Folge der Renten, die in der Vergangenheit auf-
grund natürlicher Lagevorteile abgeschöpft werden konnten, für ihre Standort-
regionen eine vergleichsweise große Bedeutung erlangt. Mit der besonderen Be-
deutung von Einkommen und Beschäftigung für einzelne Regionen (Saarland,
Ruhrgebiet, Küstenregionen) kann man erklären, daß ein Subventionsverlangen
vergleichsweise leicht politisch durchsetzbar ist. In beiden Wirtschaftszweigen
werden versorgungspolitische Argumente hervorgebracht, um die Notwendig-
keit der Unterstützung zu begründen.
Eisen- und Stahlindustrie
33. Auch für diesen Bereich (die Wirtschaftszweige 13, 15, 16, Tabelle 2) schei-
nen Befürchtungen begründet zu sein, daß sich auf mittlere und längere Sicht eine
ähnliche Entwicklung wie beim Kohlenbergbau und Schiffbau einstellen könnte. Wie
diese beiden Industriezweige hat auch die Eisen- und Stahlindustrie für einzelne
Regionen in der Bundesrepublik eine besondere Bedeutung, und wie beim Schiff-
bau drohen regionale Beschäftigungseinbrüche aufgrund weltweit veränderter An-
gebots- und Nachfragebedingungen. International hat ein Subventionswettlauf ein-
gesetzt, der die Bundesregierung veranlaßt hat, auf europäischer Ebene einen
Beschluß über einen Subventionskodex herbeizuführen [vgl. Deutscher Bundes-
tag, Jahreswirtschaftsbericht, 1979, Ziff. 44] . Zwar lag im Jahre 1974 der
Subventionsgrad für die Wirtschaftszweige der Eisen- und Stahlindustrie mit29
0, 6 vH eher am unteren Rand der Begünstigung industrieller Wirtschaftszwei-
ge; eine wesentliche Änderung hat es auch im Zeitraum 1975 bis 1977 nicht
gegeben. Mit Hilfen für die saarländische Stahlindustrie, die für die Jahre
1978 bis 1982 bedingt rückzahlbare Zuschüsse von jährlich 48, 8 Mill. DM er-
hält [vgl. Nachtrag zum Bundeshaushaltsplan, 1978, S. 64] , hat aber eine zu-
nehmende Subventionierung begonnen. Weitergehenden Forderungen nach Sub-
ventionen haben sich Bund und Länder vermutlich bislang nur deshalb wider-
setzen können, weil durch ein System von Preisempfehlungen, Produktions-
quoten und Mindestpreisen in der EG, das unter dem Namen "Davignon-Plan"
bekannt ist, ein erheblicher Schutz bewirkt wird.
Eisenbahnen
34. Der Wirtschaftszweig Eisenbahnen, der zum ganz überwiegenden Teil
durch die Deutsche Bundesbahn repräsentiert wird, wurde bereits im Jahre
1974 mit einem Subventionsgrad von 269, 8 vH außerordentlich hoch geschützt.
Die wirtschaftliche Situation der Deutschen Bundesbahn ist seit Jahren durch
steigende Defizite gekennzeichnet. Nach den bisher bekannten Istergebnissen
sowie den Wirtschaftsplänen der Deutschen Bundesbahn nahmen im Zeitraum
1974-1978 die Verluste um jährlich nahezu 13 vH zu. Das Subventionsvolumen
stieg im gleichen Zeitraum um rund 10 vH jährlich, wobei die größten Stei-
gerungen 1977 und 1978 zu verzeichnen sind (vgl. Tabelle A 4)
 1. Für den Sub-
ventionsgrad ergibt sich daraus ein steigender Trend: Von nahezu 270 vH im
Jahre 1974 auf über 1 000 vH im Jahre 1977; das Jahr 1978 dürfte eine wei-
tere Zuspitzung erbracht haben, denn vermutlich fällt inzwischen das Sub-
ventionsvolumen für den Wirtschaftszweig Eisenbahnen höher aus, als seine
Wertschöpfung. Das bedeutet, daß die Einkommen, die an die Produktions-
faktoren dieses Sektors verteilt werden, ausschließlich aus Subventionen re-
sultieren.
Luftfahrzeugbau
35. Der Luftfahrzeugbau, dessen Subventionsgrad im Jahre 1974 :23,5 vH
betrug, wird oft zu den Schlüsselindustrien hochentwickelter Länder gezählt.
Ähnlich wie im Falle der Herstellung von Geräten und Einrichtungen der
elektronischen Datenverarbeitung erhofft man sich vom Luftfahrzeugbau be-
sondere Wachstumsimpulse für Einkommen und Beschäftigung. Subventionen
für den Luftfahrzeugbau werden schon aus diesen Gründen für gerechtfertigt
gehalten, daneben aber auch deshalb, weil der Luftfahrzeugbau von vertei-
digungspolitischem Interesse ist. Die hohe Subventionierung ist zumindest
teilweise auch vor dem Hintergrund der Nachkriegsentwicklung zu sehen.
Für die Finanzhilfen der Länder sowie für Steuervergünstigungen wurde
angenommen, daß gegenüber den Werten des Jahres 1974 keine wesentliche
Ausweitung erfolgte.30
Die Luftfahrzeugindustrie der Bundesrepublik Deutschland hat - bedingt durch
Auflagen der Siegermächte - Produktion und Forschung erst gegen Ende der
fünfziger Jahre wieder aufgenommen. Hat die Branche zunächst überwiegend
Militärflugzeuge gegen Kostenerstattung zuzüglich Gewinnzuschlag gebaut, so
trat in den Folgejahren in stärkerem Maße auch die eigene Entwicklung mili-
tärischer und ziviler Flugzeuge hinzu. Seit dem Haushaltsjahr 1963 fördert der
Bund die Entwicklung einzelner ziviler Projekte - die beiden bedeutendsten Vor-
haben sind der Airbus und das Kurzstreckenflugzeug VFW 614 - bis zur Serien-
reife, indem er Zuschüsse mit Erfolgsbeteiligung bis zur Höhe von 60 vH der
Kosten gewährt; bei multinationalen Projekten oder experimentellen Entwick-
lungsvorhaben kann dieser Satz auch überschritten werden
1. Die Staatshilfen
sollten in der Aufbauphase helfen, Entwicklungsrückstände aufzuholen. Aber
auch nach Abschluß der Entwicklungsphase kommt der Flugzeugbau nicht ohne
weitere Subventionen aus. Um den Airbus am Markt absetzen zu können, wer-
den staatliche Zuschüsse zur Senkung der Produktionskosten und Vermarktungs-
hilfen gewährt. Was das Projekt VFW 614 anlangt, so konnte dieses Flugzeug
sich trotz erheblicher staatlicher Hilfen am Markt nicht durchsetzen; seine
Produktion wurde inzwischen eingestellt.
36. Eine projektbezogene Förderung, wie sie betrieben worden ist und im Fal-
le des Airbus auch noch weiterbetrieben wird, birgt erhebliche Gefahren in sich.
Im Zeitablauf hat sich folgende Kette von Subventionsmotiven ergeben: Zunächst
galt es, der Branche neue, zukunftsträchtige Entwicklungschancen zu eröffnen;
als die neuen Produkte sich nicht allein am Markt durchsetzen konnten, wur-
den zunächst Produktions- und dann Absatzhilfen gewährt; dies wohl auch des-
halb, weil - angesichts der Konzentration der Produktions statten an wenigen
Standorten in der Bundesrepublik - bei einem fehlenden Markterfolg regiona-
le Beschäftigungsprobleme hätten auftreten können. Letzteres dürfte die Bun-
desländer Bayern, Bremen und Hamburg unter anderem bewogen haben, sich
direkt oder indirekt am Kapital der in ihrem Staatsgebiet tätigen Luftfahr-
zeugbau-Unternehmen zu beteiligen. Regionale Gesichtspunkte waren wohl auch
der Grund, weshalb das Land Niedersachsen einen Zinszuschuß zur Zwischen-
finanzierung der Triebwerksmehrkosten für das Flugzeugprojekt VFW 614 ge-
währte; die Produktions statten für dieses Flugzeug lagen am Rande Bremens
auch auf niedersächsischem Staatsgebiet.
Zwar ist eine beträchtliche Anzahl von Flugzeugen des Typs Airbus inzwischen
ausgeliefert worden und zahlreiche Bestellungen und Optionen liegen vor, doch
darf dies nicht darüber hinwegtäuschen, daß Konkurrenzfähigkeit nach wie vor
erst durch umfangreiche Produktions- und Vermarktungshilfen erreicht wird.
Ob dem Airbusprogramm letztlich ein wirtschaftlicher Erfolg beschieden ist,
Wettbewerbsfähigkeit also auch ohne Subventionen erreicht werden kann, läßt
sich noch nicht absehen. Auszuschließen ist jedoch nicht, daß die Öffentliche
Hand aus regionalpolitischen Rücksichtnahmen dauerhaft zur Unterstützung
einer Entwicklung gezwungen wird, die sie in hohem Maße mitinitiiert hat.
1 Vgl. dazu die Erläuterungen zu den Titeln 66241 bis 89241 im Bundeshaus-
haltsplan [1976, S. 966] .31
III. Zusammenfassung und Schlußfolgerungen
37. Die empirische Analyse hat vor allem folgendes gezeigt:
- Zwar erhalten alle Wirtschaftszweige in der einen oder anderen Form Subven-
tionen, es sind aber vergleichsweise wenige Branchen, auf die sich die Pro-
tektion konzentriert. So entfallen 85 vH der erfaßten Protektion auf 12 Wirt-
schaftszweige, die nur 20 vH der Wertschöpfung der insgesamt berücksich-
tigten Wirtschaftszweige auf sich vereinen.
- Finanzhilfen sind die dominierende Subventionsform; sie haben einen Anteil
von 67 vH am gesamten Subventionsvolumen, und sie sind besonders wichtig
für hochgeschützte Wirtschaftszweige. Demgegenüber sind Steuervergünsti-
gungen wesentlich gleichmäßiger verteilt.
- Ein großer Teil der Subventionen ist regionalpolitisch motiviert oder weist
zumindest starke regionale Bezüge auf. Dabei spielt die allgemeine Regional-
förderung eher eine untergeordnete Rolle; weitaus umfangreicher sind bran-
chenspezifische Förderprogramme, mit denen einzelne Regionen oder Re-
gionengruppen begünstigt werden.
- In einigen hochgeschützten Wirtschaftsbereichen ist zu beobachten, daß der
Subventionsgrad in jüngerer Zeit drastisch zugenommen hat oder Entwick-
lungen abzusehen sind, die eine erhebliche Zunahme in nächster Zeit erwar-
ten lassen.
- Subventionen ergänzen sich in ihrer Protektionswirkung mit Zollschutzmaß-
nahmen. Bereiche, die durch das System der bestehenden Zölle diskrimi-
niert werden, sind in den meisten Fällen überdurchschnittlich durch Subven-
tionen begünstigt.
38. Die Beweggründe für die Gewährung von Subventionen sind vielfältig.
Dennoch lassen sich zwei Hauptgesichtspunkte unterscheiden. Zum einen ver-
suchen die Gebietskörperschaften gezielt in die Allokation der Produktionsfak-
toren einzugreifen, um die Produktion eines bestimmten Bündels von Gütern
und Leistungen sicherzustellen. Zum anderen sollen regionale und sektorale
Einkommens- und Beschäftigungsstrukturen, die sich in der Vergangenheit her-
ausgebildet haben, inzwischen aber nicht mehr den Angebots- und Nachfrage-
bedingungen entsprechen, verteidigt werden. Die Allokationsverzerrungen sind
in diesem Fall das Nebenprodukt verteilungspolitischer Zielvorstellungen.
Welche Subventionen aus übergeordneten Wertvorstellungen - seien sie ver-
sorgungs- oder seien sie verteilungsorientiert - erforderlich oder wünschens-
wert sind, wird sicherlich strittig sein und entzieht sich weitgehend der wis-
senschaftlichen Analyse. Es bleibt, Inkonsistenzen aufzuzeigen und auf Gefah-
ren und Konsequenzen hinzuweisen, die mit der Gewährung von Subventionen ver-
bunden sind.
39. Ein Problem, welches mit der Gewährung von Subventionen verbunden ist,
besteht darin, daß oft die Begünstigung eines Wirtschaftszweiges staatliche Ein-32
griffe in anderen Wirtschaftszweigen nach sich zieht. Viele Eingriffe dürften
sich in ihrer Protektionswirkung neutralisieren, wobei sich dann die Frage nach
der Berechtigung der einzelnen Maßnahmen stellt. Der Verkehrssektor in der
Bundesrepublik ist dafür ein gutes Beispiel. In allen drei Wirtschaftszweigen,
die zum Verkehrsbereich gehörden (Eisenbahnen; Schiffahrt, Wasserstraßen, Hä-
fen; Übriger Verkehr), liegt der Subventionsgrad weit über dem gesamtwirt-
schaftlichen Durchschnitt, wobei die Eisenbahnen besonders herausragen. Die
Einflußnahme des Staates ist auch sonst erheblich, sei es durch eigene wirtschaft-
liche Betätigung (Bundesbahn, Öffentliche Nahverkehrsunternehmen, Hafen- und
Wasserstraßenbetriebsgesellschaften), sei es durch Regulierungen, mit denen die
Konkurrenz anderer Verkehrsträger eingeschränkt wird, oder durch die Bereit-
stellung und Unterhaltung von Verkehrswegen, wobei die Benutzer nicht voll und
in unterschiedlichem Ausmaß zur Finanzierung dieser Leistungen herangezogen
werden. So bestehen zum Beispiel für den gewerblichen Güter- und Personen-
verkehr auf der Straße Zugangsbeschränkungen, was einer Diskriminierung des
Straßenverkehrs entspricht. Gleichzeitig hat man aber eine Begünstigung des
Straßenverkehrs darin zu sehen, daß die Benutzung der Verkehrswege nicht ko-
stendeckend erfolgt. Ein Teil der Subventionen für die Bundesbahn kann man
deshalb als Kompensation dafür ansehen, daß dieser Verkehrsträger seine Ver-
kehrswege selbst erstellen und unterhalten muß
1. Die Vielzahl staatlicher Ein-
griffe im Verkehrsbereich dürfte es nahezu unmöglich machen, die Gesamtpro-
tektion im Branchenvergleich darzustellen. Stellt man nur auf die Subventionen
ab und nimmt an, daß die tatsächlichen Unterschiede in der Protektion zwischen
den einzelnen Verkehrszweigen den politisch gewollten entsprechen, so könnte
man zu einem Abbau der Subventionen kommen, ohne daß die Struktur in der Be-
günstigung beziehungsweise Diskriminierung davon betroffen wäre: Es hätte ei-
ne proportionale Senkung der Subventionen in allen drei Wirtschaftszweigen zu
erfolgen und zwar so lange, bis der am wenigsten begünstigte Wirtschaftszweig
(Übriger Verkehr) keine Finanzhilfen oder Steuervergünstigungen mehr erhält.
40. Über kurz oder lang stellt sich in allen Fällen, bei denen durch Subven-
tionen Produkte oder Produktionsprozesse gegen den Strukturwandel dauerhaft
abgesichert werden sollen, das Problem der Finanzierung. Der Anpassungs-
druck nimmt in den betroffenen Wirtschaftszweigen ständig zu, weil es sich bei
strukturellen Wandlungsprozessen nicht um kurzfristige Auslastungsprobleme,
sondern um mittel- bis langfristige Trendentwicklungen handelt.
Mit zunehmendem Anpassungsdruck steigt auch der Finanzierungsbedarf, wenn
eine Anpassung verhindert und die überkommenen Strukturen verteidigt wer-
den sollen. Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen dies besonders deutlich
in den Wirtschaftszweigen Landwirtschaft, Kohlenbergbau, Schiffbau und Ei-
senbahnen. Erscheinen Subventionen als nicht mehr tragbar, so sind die dann
erforderlichen Lösungen meist erheblich radikaler und bedeuten für die Be-
troffenen wesentlich gravierendere Nachteile, als wenn ihrem Subventions-
verlangen zu einem früheren Zeitpunkt mehr Widerstand entgegengesetzt wor-
den wäre. Innerhalb kürzester Zeit muß dann die Anpassung nachgeholt wer-
1 Im Verhältnis zwischen Eisenbahn und Binnenschiffahrt dürfte diesem
Aspekt noch weitaus größeres Gewicht zukommen.33
den, die sich ohne eine Absicherung durch Subventionen auf einen entspre-
chend langen Zeitraum hätte erstrecken können. Die wirtschaftspolitischen
Instanzen sollten sich von Anfang an darüber im klaren sein, daß reine Er-
haltungssubventionen die Tendenz haben, sich ständig auszuweiten. Ist es das
Ziel, abrupte Anpassungen, die unter Marktbedingungen eintreten würden,
abzumildern, aber letztlich nicht aufzuhalten, so müssen Subventionen auf
einen eng definierten Zweck zugeschnitten und von vornherein zeitlich be-
grenzt sein, wobei an dieser Begrenzung kein Zweifel bestehen darf.
41. Oft wird die Meinung vertreten, angesichts der Strukturprobleme und
der anhaltenden Wachstums schwäche sei es erforderlich, mehr Subventionen
bereitzustellen, um das Wachstum zu stimulieren. Von den Finanzhilfen und
Steuervergünstigungen, die in der Bundesrepublik bereits gewährt werden,
kann man zumindest mittel- und langfristig wohl kaum einen wachstumsför-
dernden Effekt erwarten. Dagegen spricht schon, daß der weit überwiegende
Teil als Erhaltungs- und Anpassungshilfen einzustufen ist. Zwar würde ein
plötzlicher Abbau von Erhaltungs Subventionen negative Auswirkungen auf Be-
schäftigung und Wachstum haben, weil ohne direkte oder indirekte finanzielle
Unterstützung betroffene Produktionen eingeschränkt werden müßten. Auf
mittlere und längere Sicht aber sind die Einflüsse von Erhaltungs Subventionen
auf das Wachstum sicherlich negativ. Negative Wachstumseffekte entstehen
zum einen daraus, daß offensichtlich unrentable Produktionen aufrecht erhal-
ten werden und Produktionsfaktoren, die sonst anderen Bereichen zur Ver-
fügung stünden, gebunden werden. Zum anderen dürften negative Wachstums-
effekte daraus resultieren, daß wettbewerbsfähige Aktivitäten überpropor-
tional besteuert werden, um die unrentablen Produktionen zu stützen.
42. Positive Wachstumseffekte sind auf mittlere und längere Sicht eher von
Subventionen zur Förderung von Forschung und Entwicklung zu erwarten.
Finanzielle Unterstützung zur Erforschung und Entwicklung neuer Produkte
und Produktionsverfahren ist unter Wachstumsgesichtspunkten dann sinnvoll,
wenn die volkswirtschaftlichen Gewinne von Innovationen größer sind als die
privatwirtschaftlichen und wenn deshalb die Forschungs- und Entwicklungs-
tätigkeit geringer ist als gesamtwirtschaftlich wünschenswert wäre. Der
Staat übernimmt durch seine unterstützenden Maßnahmen Teile des unterneh-
merischen Risikos und weitet damit die Aktivitäten im Bereich Forschung und
Entwicklung aus.
Wenn auch bei Subventionen für diesen Zweck eher positive Wachstumsef-
fekte zu erwarten sind, so sind sie dennoch nicht sicher. Das gilt sowohl
für die allgemeine Förderung von Forschung und Technologie wie auch für
die projektbezogene Förderung. Bei der allgemeinen Förderung hängen Er-
folg oder Mißerfolg von der Fähigkeit der geförderten Unternehmen ab,
erfolgreiche Innovationen hervorzubringen. Im Falle der projektbezogenen
Förderung benennt der Staat die zu fördernden Projekte und betätigt sich da-
mit weitgehend als Unternehmer. Wie bei jeder unternehmerischen Entschei-
dung ist ungewiß, ob dem geförderten Projekt letztlich ein wirtschaftlicher
Erfolg, das heißt eine rentable Produktion nach privatwirtschaftlichen Kri-
terien, beschieden ist. Es wäre sicherlich zu restriktiv, dem Staat allein34
aus dieser Tatsache heraus die Berechtigung absprechen zu wollen, bestimm-
te Projekte zu fördern. Man sollte aber bedenken, daß bei dieser Art der
staatlichen Förderung eine besondere Gefahr darin besteht, daß die öffent-
lichen Hände eine einmal begonnene Entwicklungsrichtung weiter fördern, um
eine Fehlinvestition nicht evident werden zu lassen, auch wenn trotz massi-
ver Unterstützung ein Erfolg nicht absehbar ist oder nicht mehr erwartet wer-
den kann. Eine ursprüngliche Innovationsförderung läuft dann Gefahr, allmäh-
lich in eine Erhaltungssubventionierung überzugehen. Diese Gefahr ist um so
größer einzuschätzen, je umfangreicher geförderte Projekte sind und je mehr
Produktionsfaktoren in solchen Produktionen absorbiert worden sind.
43. Eine immer größere Rolle scheinen regionale Aspekte bei der Förderung
und Gewährung von Subventionen zu spielen. Ein Erklärungsgrund dafür ist,
daß in einzelnen Regionen jene Industrien sehr stark vertreten sind, deren
internationale Wettbewerbsfähigkeit in den letzten Jahren drastisch abgenom-
men hat und die deshalb unter Anpassungsdruck geraten sind. Die Versuchung
ist groß, den in Bedrängnis geratenen Wirtschaftszweigen durch Subventionen
zu helfen, um regionale Beschäftigungseinbrüche zu vermeiden. Sieht man
einmal davon ab, daß Subventionen zur Erhaltung von überkommenen Produk-
tionsstrukturen das gesamtwirtschaftliche Wachstum eher behindern als för-
dern, so gibt es auch aus der Sicht der betroffenen Regionen Argumente, die
gegen ein solches Vorgehen sprechen. Produktionsfaktoren werden aufgrund
staatlicher Hilfen in überkommenen Bereichen gebunden. Alternative und
möglicherweise zukunftsträchtige Produktionen müssen mit hohen Löhnen in
den unterstützten Wirtschaftsbereichen konkurrieren. Ein aufgrund von Sub-
ventionen künstlich erhöhtes Lohnniveau kann dazu führen, daß Ansiedlungen
unterbleiben, über die die Region andernfalls verfügen könnte. Man kann die
These vertreten, daß die Schwierigkeiten, denen das Ruhrgebiet heute gegen-
übersteht, geringer wären, wenn die Unterstützung des Kohlenbergbaus in
früheren Jahren ebenfalls geringer ausgefallen wäre.
44. Mit Finanzhilfen und Steuervergünstigungen für überkommene Produk-
tionsbereiche setzt man sich auf internationaler Ebene zu Recht dem Vor-
wurf aus, jenes Maß an Freihandel, das in der Vergangenheit erreicht wor-
den ist, durch neue Protektionsmaßnahmen wieder zu beschneiden. Da viele
Entwicklungsländer inzwischen sehr sensibel gegenüber der Protektion der
Industrieländer geworden sind und ihre Entwicklungsmöglichkeiten durchaus
in einer weiteren internationalen Arbeitsteilung sehen, würde ein solches
Vorgehen die Möglichkeiten sowohl zur Entschärfung des Nord-Süd-Konflik-
tes als auch zu einer weiteren Entwicklung der internationalen Arbeitsteilung
ganz erheblich einschränken. Zudem würden durch Subventionen bei bestimm-
ten Produktionen nicht nur Drittländer diskriminiert, sondern es würden auch
künstliche Wettbewerbsvorteile gegenüber Produzenten aus den EG-Partner-
länder geschaffen, was die Gemeinschaft sicher auf neue Belastungsproben
stellt. Selbst wenn es zu einem weiteren Abbau von Zöllen und Kontingenten
käme und man die vorhandene BegünstigungsStruktur aufrecht erhalten woll-
te, könnte man daraus kaum einen zusätzlichen Subventionsbedarf ableiten.
Im Gegenteil: Da Zölle und Subventionen jeweils eigene Begünstigungsschwer-35
punkte haben, würde die relative Begünstigung der durch Subventionen unter-
stützten Bereiche größer. Soll das bestehende Begünstigungsgefälle zwischen
den Branchen - unter Berücksichtigung von Zöllen und Subventionen - bestehen
bleiben, müßte es gleichfalls zu einer Kürzung von Subventionen kommen.
45. Die Untersuchung hat gezeigt, daß die staatliche Intervention durch Sub-
ventionen sich nicht auf Einzelfälle beschränkt, vielmehr in der einen oder
anderen Form alle Wirtschaftszweige umfaßt. Einerseits gehen die Subven-
tionsforderungen und die tatsächliche Subventionsgewährung inzwischen noch
weit über das im Jahre 1974 festgestellte Maß hinaus; andererseits ist gleich-
zeitig aber auch ein Unbehagen an dieser Entwicklung zu erkennen. Dieses Un-
behagen hat sich indessen noch nicht in einer Revision der Subventionspolitik
niedergeschlagen. Welche Schwierigkeiten dem letztlich entgegenstehen, macht
folgende Bemerkung eines früheren Bundesministers der Finanzen deutlich:
"Bundesbahn und Landwirtschaft zeigen anschaulich, daß zentrale Probleme
einer rationaleren Strukturpolitik weniger in der Fragwürdigkeit theoretischer
Konzepte als in der Blockierungswirkung gegenläufiger Interessen und in der
Fast-Unüberwindlichkeit ererbter Besitzstände liegen. Mit anderen Worten:
Es geht nicht nur um Erkenntnisprobleme, sondern auch um Durchsetzungs-
probleme" [Apel, 1977, S. 10].36
Tabellenanhang *
Tabelle A 1 Ausgewählte Maßnahmen für Wirtschaftszweige mit hohem Subventionsgrad 1974
Wirtschaftszweig
I. Land- und Forstwirtschaft,Fischerei
Subventionsvolumen: 5 585 Mill. DM
Subventionsgrad: 36,3 vH
II. Elektrizitätsversorgung
Subventionsvolumen: 604 Mill. DM
Subventionsgrad: 5,2 vH
III. Gas-, Femwärme- und Wasserversorgung





- Zuschüsse zur Gewährung einer Rente an Kleinlandwirte bei Land-
abgabe
- Zuschüsse an die Träger der Unfall- und Krankenversicherung
für Landwirte
- Zinsverbilligungszuschüsse für agrar- und emährungswirtschaft-
liche Maßnahmen
- Prämien für die Schlachtung von Kühen und NichtVermarktung von
Milch und Milcherzeugnissen
- Zuschüsse aus dem Stabilisierungsfonds für Mastgeflügel
- Neubaudarlehen für die große Höchsee- und große Heringsfischerei
Länder- und Gemeindehaushalte:
- Zuschüsse nach der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der
Agrarstruktur und des Küstenschutzes"
- Zuschüsse für Schutzimpfungen gegen Maul- und Klauenseuche
(Schleswig-Holstein)
- Zuschüsse zur Beseitigung der Sturmschäden für Privatwaldbesitzer
(Niedersachsen)
- Beteiligung an den Kosten der Waldbrandversicherung (Nordrhein-
Westfalen)
- Beihilfen zur Förderung der Ferien auf dem Bauernhof
Steuervergünstigungen:
- Gewährung eines Kürzungsanspruchs bei der Umsatzsteuer
(aufwertungsbedingter Einkommensausgleich)
- Ermittlung des Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft nach
Durchschnittssätzen
- Befreiung der Zugmaschinen von der Kfz-Steuer
- Steuerbefreiung land- und forstwirtschaftlicher Erwerbs- und
Wirtschaftsgenossenschaften
Bundeshaushalt:
- Zuschüsse aus dem Programm "Energieforschung und -technologie"
- Zuschüsse aus dem Programm "Schaffung, Instandsetzung und Unter-
haltung von Elektrizitäts- und Gasversorgungsanlagen für den
Verteidigungsfall"
Länder- und Gemeindehaushalte:
- Zuschuß an die Kernkraftwerke Brunsbüttel GmbH (Schleswig-Hol-
stein)
- Darlehen gemäß Konzessionsvertrag mit den Stadtwerken Bremen AG
- Förderung von Maßnahmen im Bereich der Energiewirtschaft
(Nordrhein-Westfalen)
- Zuschüsse und Darlehen der Gemeinde an kommunale Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen
Steuervergünstiguncren:
- Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen
- Steuerbegünstigungen durch Halbierung des Wertansatzes beim
Betriebsvermögen (Vermögensteuer)
- Steuerliche Begünstigung von Wasserkraftwerken (Einkommensteuer,
Vermögensteuer, Gewerbesteuer)
Bundeshaushalt:
- Zuschüsse aus dem Programm "Förderung von Forschung Entwicklung
Im Umweltschutzverfahren (Wasser)"
- Zuschüsse aus dem Programm "Schaffung, Instandsetzung und Unter-
haltung von Gasversorgungsanlagen für den Verteidigungsfall"
- Zuweisungen für die Modernisierung der Wasserwerke Oerbke
Länder- und Gemeindehaushalte:
- Zuschuß und Darlehen an die Berliner Gaswerke (Berlin)




- Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen
* Der Tabellenanhang wurde aus Gründen der Kostenersparnis photomecha-
nisch direkt vom Urmanuskrlpt übernommen.noch Tabelle A 1
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IV. Kohlenbergbau, Kokerei
Subventionsvolumen: 1 873 Mill. DM
Subventionsgrad: 29,0 vH
V. Übriger Bergbau
Subventionsvolumen: 90 Mill. DM
Subventionsgrad: 12,2 vH
VT. Mineralölverarbeitung
Subventionsvolumen: 107 Mill. DM
Subventionsgrad: 10,0 vH
VII. NE-Metallerzeugung, NE-Metallhalb-




- Entlastung der Ruhrkohlen AG von Tilgungsraten aus der Ein-
bringungsverbindlichkeit
- Erstattung der Erblasten des Steinkohlenbergbaus
- Konsolidierungshilfe für den Saarbergbau
- Zuschüsse für die Stillegung von Steinkohlenbergwerken
- Zuschüsse zur Sicherung des Steinkohlenabsatzes in der
Elektrizitätswirtschaft
- Zuschüsse aus dem Programm "Förderung der nichtnuklearen Energie-
forschung"
Länder- und Gemeindehaushalte:
- Entlastung der Ruhrkohlen AG von Erb- und Altlasten
(Landesanteil Nordrhein-Westfalen)
- Zuschüsse zur Förderung von Untersuchungs- und Entwicklungs-
vorhaben im Bergbau (Nordrhein-Westfalen)
- Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Steinkohlenbergwerke
Ibbenbüren
- Zinszuschüsse für Investitionen der Saarbergwerke AG (Saarland)
- Sonderinvestitionshilfe für den Steinkohlenbergbau (Nordrhein-
Westfalen, Saarland)
Steuerverqünstiqungen:
- Bewertungsfreiheit für bestürmte Investitionen im Kohlenbergbau
- Gewährung einer Bergmannspramie an Arbeitnehmer im Untertagebetriel
Bundeshaushalt:
- Maßnahmen zur Sicherung der deutschen Versorgung mit
mineralischen Rohstoffen
- Zuschüsse für Prospektierungs- und Aufschlußarbeiten aus dem
Programm "Sicherung der Uranversorgung"
Länder- und Gemeindehaushalte:
- Zuschüsse für Aufschluß- und Untersuchungsarbeiten (Hessen)
- Darlehen an private Unternehmen zur Förderung der Aufsuchung
und Untersuchung bergbaulicher Minerallagerstätten (Bayern)




- Darlehen aus dem ERP-Vermögen
Länder- und Gemeindehaushalte:




- Steuerbefreiung der bei der Mineralölherstellung zur Aufrecht-
erhaltung des Betriebes verwendeten Mineralöle
- Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen
Bundeshaushalt:
- Darlehen aus dem ERP-Vermögen
- Zuschüsse aus dem Programm "Metallurgische Verfahrenstechnik,
Werkstoffentwicklung und -rückgewinnung"
- Einzelne Zuschüsse aus anderen Programmen der "Förderung der
naturwissenschaftlich-technischen Forschung und Entwicklung"
Länder- und Gemeindehaushalte:




- Steuerpräferenzen für Berlin (West)
- Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen38
noch Tabelle A 1
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VTII. Herstellung von BUromaschinen,
ADV-Geräten und -Einrichtungen
Subventionsvolumen: 251 Hill. DM
Subventionsgrad: 7,3 vH
IX. Schiffbau
Subventionsvolumen: 151 Mill. DM
Subventionsgrad: 6,0 vH
X. Luftfahrzeugbau
Subventionsvolumen: 278 Mill. DM
Subventionsgrad: 23,5 vH
XI. Elektrotechnik





- Förderung der elektronischen Datenverarbeitung aus dem ERP-Ver-
mögen
- Förderung der marktnahen technischen Entwicklung von EDV-Anlagen
- Förderung der Anwendung der EDV in der gewerblichen Wirtschaft
- Verschiedene Programme des BMFT, u.a. "Förderung von DV-Systemen
und - Technologien"
Länder- und Gemeindehaushalte:




- Bewertungsfreiheit für Wirtschaftsgüter, die der Forschung
und Entwicklung dienen.
Bundeshaushalt:
- Finanzierung ausländischer Aufträge an Schiffwerften (ERP)
- Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit von Schiffwerften (ERP)
- Finanzierungshilfe für die Werftindustrie
- Teile aus dem Programm "Förderung der Meeresforschung und
Technologie"
Länäer- und Gemeindehaushalte:
- Investitionszuschüsse der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung
der regionalen Wirtschaftsstruktur"
- Zinszuschüsse für Kredite zum Neu- oder Umbau von Seeschiffen
(Hamburg)
- Zinszuschüsse für Anpassungskredite an die Werften (Hamburg)
- Schuldendiensthilfen an Werften für Investitionen zur Anpassung
an die internationalen Wettbewerbsbedingungen (Niedersachsen)
- Zinszuschüsse für Anpassungsinvestitionen der Werften (Bremen)
Steuervergünstigungen:




- Zuschüsse zur Entwicklung von zivilen Flugzeugen
- Zuschüsse aus dem Programm "Förderung der Luftfahrtforschung
und -technologie"
Länder- und Gemeindehaushalte:
- Zinszuschuß zur Zwischenfinanzierung der Triebwerksmehrkosten




- Darlehen aus dem ERP-Vermögen
- Zuschüsse aus dem Programm zur "Förderung von Forschung und
Entwicklung zur Leistungssteigerung in ausgewählten Bereichen
der physikalischen Technologie"
- Zuschüsse aus dem Programm "Metallurgische Verfahrenstechnik;
Werkstoffentwicklung und -rückgewinnung; Verfahren zur Ver-
meidung bzw. Verringerung schädlicher Emissionen"
- Zuschüsse aus dem Programm zur "Förderung von Forschungs- und Ent-
wicklungsvorhaben für Aufgaben des Gesundheitswesens, medizinische
Forschung, Medizintechnik"
- Zuschüsse aus dem Programm zur "Förderung der Forschung und
Entwicklung auf dem Gebiet der Nachrichtentechnik und Elektronik"
- Zuschüsse aus dem Programm zur "Förderung der nichtnuklearen
Energieforschung und -technologie"
- Zuschüsse aus dem Programm zur "Förderung der Reaktorentwicklung"
- Zuschüsse aus dem Programm zur "Förderung von Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben für bodengebundenen Transport und Verkehr"





Subventionsvolumen: 28 Mill. DM
Subventionsgrad: 2,2 vH
XIII. Druckerei, Vervielfältigung
Subventionsvolumen: 280 Mill. DM
Subventionsgrad: 4,4 vH
XIV. Ernährungsgewerbe
Subventionsvolumen: 505 Mill. DM
Subventionsgrad: 3,1 vH
XV. Eisenbahnen




- Zuschüsse aus dem Progranm der Gemeinschaftsaufgabe "Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur"
- Zuschüsse und sonstige Ausgaben zur Förderung neuer Technologien
(Bayern)
Steuervergünstigungen:
- Bewertungsfreiheit für Wirtschaftsgüter, die der Forschung und
Entwicklung dienen
- Investitionszulagen
- Kürzungsanspruch der Westberliner Unternehmer (Umsatzsteuer)
- Steuerpräferenzen für Berlin (West), Einkommen-, Körperschaftsteuer
Bundeshaushalt:
- Darlehen aus dem ERP-Vermögen
Länder- und Gemeindehaushalte:
- Zuschüsse aus den Programmen der Gemeinschaftsaufgabe "Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" und "Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur"
Steuervergünstigungen:
- Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen
- Investitionszulagen
- Steuerpräferenzen für Berlin (West)
Bundeshaushalt:
- Darlehen aus dem ERP-Vermögen
Länder- und Gemeindehaushalte:
- Zuschüsse aus dem Programm der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung
der regionalen Wirtschaftsstruktur"
Steuervergünstigungen:
- Ermäßigter Umsatzsteuersatz für Waren des Buchhandels und des
graphischen Gewerbes
- Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen
- Investitionszulagen
Bundeshaushalt:
- Darlehen aus dem ERP-Vermögen
- Zuschüsse aus dem Programm "Förderung der Datenverarbeitungs-
anwendung"
Länder- und Gemeindehaushalte:
- Zuschüsse aus den Programmen der beiden Gemeinschaftsaufgaben
- Zuschüsse zur Rationalisierung der Meiereiwirtschaft
(Schleswig-Holstein)
- Zuschüsse zur Verbesserung der Molkereiwirtschaft
- Zuschüsse für Vermarktungs- und Verarbeitungseinrichtungen
für Obst und Gemüse
- Zuschüsse zur Verbesserung der Struktur der Zuckerfabriken
Steuervergünstigungen:
- Staffelung der Biersteuersätze nach der Höhe des Bierausstoßes
- Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen
- Investitionszulagen
- Steuerpräferenzen für Berlin (West)
Bundeshaushalt:
- Zuweisungen an das Sondervermögen Deutsche Bundesbahn, u.a.
Abgeltung von Belastungen im Schienen-Personenverkehr, Aus-
gleich für die von der Bundesbahn zu zahlenden Kinder zuschlage,
Abgeltung von Zinsaufwendungen für Fremdmittel zur Finanzierung
von Sachanlagen
- Zuwendungen an die Bundesbahn zur Erhaltung der Liquidität
- Investitionszuschüsse für Neubaustrecken
- übernahmen des Zinsen- und Tilgungsdienstes für Anleihen der




XVI. Schiffahrt, Wasserstraßen, Häfen
Subventionsvolumen: 909 Mill. DM
Subventionsgrad: 30,4 vH
XVII. Ubriqer Verkehr





- Zuschüsse für den Ausbau von S-Bahn-Strecken
- Zuschüsse an die Bundesbahn für die Elektrifizierung des
Streckennetzes
- Zuschüsse zum Bau von Sicherungsanlagen an höhengleichen
Kreuzungen
- Zuschüsse an nichtbundeseigene Gesellschaften zur Eneuerung des
Oberbaus
Steuervergünstigungen:
- Persönliche Steuerbefreiung der Bundesbahn (Vermögen- und
Gewerbesteuer)
Bundeshaushalt:
- ERP-Darlehen zur Modernisierung der Handelsflotte
- Neubauhilfen für Handelsschiffe (Seeschiffahrt)
- Abwrackprämien für die Binnenschiffahrt
- Betriebszuschuß an die Lübecker Hafengesellschaft
- Teile aus der Förderung der Meeresforschung
Länder- und Gemeindehaushalte:
- Zuschuß an den Hafenfonds zum Ausgleich von Beschäftigungs-
schwankungen (Hamburg)
- Zuschuß für den Hafenfährverkehr (Hamburg)
- Zuschuß für besondere Soziallasten and die Hafen- und Lager-
haus AG (Hamburg)
- Zuschuß zum Ausgleich von Mehrkosten bei der Einfuhr von
Massengütern über Emden (Niedersachsen)
Steuervergünstigungen:
- Steuerbefreiung von Schwerölen als Betriebsstoff für Schiffe
(Mineralölsteuer)
- Bewertungsfreiheit für Handelsschiffe im internationalen Verkehr
- Ermäßigung der Einkommen- und Körperschaftsteuer bei aus-
ländischen Einkünften aus dem Betrieb von Handelsschiffen
- Ermäßigung der Steuermeßzahl bei Unternehmen, soweit sie den
Betrieb von Handelsschiffen im internationalen Verkehr zum
Gegenstand haben (Gewerbesteuer)
Bundeshaushalt:
- Betriebsbeihilfe für Verkehrsbetriebe im öffentlichen Personen-
nahverkehr zur Verbilligung von Gasöl
- Darlehen und Investitionszuschüsse an Flughafengesellschaften
an denen der Bund beteiligt ist
Länder- und Gemeindehaushalte:
- Zuschüsse an Flughafengesellschaften
- Ausgleich von Ausgabenunterdeckungen von Luftfahrtuntemehmen
Im Regionalluftverkehr (Nordrhein-^Westfalen)
- Zuschüsse zur Verbesserung des öffentlichen Nahverkehrs mit
Massenverkehrsmitteln
- Zuschuß an die Flughafengesellschaft zur Erfüllung des Flug-
lärmgesetzes (Bremen)
- Abgeltung für Fahrpreisvergünstigungen bei der Straßenbahn
und Dividendengarantie (Bremen)
- Zuschuß an die Straßenbahn AG für unterbliebene Tariferhöhungen
(Bremen)
- Kapitaldienstzuschuß (Abschreibung, Zinsen) für Investitionen
der Straßenbahn bis zum 31.12.1972 (Bremen)
Steuervergünstigungen:
- Ermäßigter Umsatzsteuersatz für Personenbeförderung Im Nah-
verkehr
- Steuerbefreiung fürO-Busse
- Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen
- Steuerpräferenzen für Berlin (West)




Subventionsvolumen: 9 781 Mill. DM
Subventionsgrad: 47,6 vH
XIX. Wissenschaft, Bildung, Kunst,
Publizistik
Subventionsvolumen: 1 751 Mill. DM
Subventionsgrad: 34,0 vH
XX. Gesundheits- und Veterinärwesen





- Vfohnungsfürsorge für Verwaltungsangehörige
- Maßnahmen für Angehörige der Bundeswehr
- Zuschüsse und Darlehen an Banken und öffentlichen Unternehmen
für den sozialen Wohnungsbau
Länder- und Gemeindehaushalte:
- Prämien nach dem Vfohnungsbau-Prämiengesetz
- Allgemeine Programme zur Förderung des Wohnungs- und Städtebaus
- Sonderprogramme zur Förderung und Instandsetzung des Wohnungsbaus
- Vfohnungsfürsorge für Landes- und Kcmmunalbedienstete
Steuervergünstigungen:
- Erhöhte Absetzungen für Wohngebäude
- Zehnjährige Grundsteuerbefreiung für neugeschaffene Wchnungen
- Steuerliche Begünstigung von Beiträgen an Bausparkassen
- Steuerermäßigung für die Hingabe von Wohnungsbaukrediten nach
dem Berlin-Förderungsgesetz
Bundeshaushalt:
- Darlehen zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit kleinerer und
mittlerer Presseunternehmen (ERP)
- Kassenhilfe an die Deutsche Welle und Deutschlandfunk
- Institutionelle Forschungsförderung für Einrichtungen in der
Rechtsform einer Kapitalgesellschaft
Länder- und Gemeindehaushalte:
- Zuschüsse an Berufsbildungsstätten in der Rechtsform einer
Kapitalgesellschaft
- Zuschüsse an staatliche Theater- und Opernhäuser in der Rechts-
form einer Kapitalgesellschaft (Hamburg)
- Förderung nichtstaatlicher Theater und Einrichtungen auf dem
Gebiet der Darstellenden Kunst (Bayern)
- Zuschüsse an Verlage zur Drucklegung spezieller Bücher (Berlin)
- Zuschüsse zur Deckung des Betriebsverlustes des Aktien-Vereins
des Zoologischen Gartens (Berlin)
Steuervergünstigungen:
- Ermäßigter Steuersatz (Umsatzsteuer) für kulturelle und
unterhaltende Leistungen
- Befreiung bestimmter kultureller Einrichtungen von der Umsatzsteuer
- Inanspruchnahme der Steuerpräferenzen nach dem Berlin-Förderungs-
gesetz
Bundeshaushalt:
- Zuschüsse für medizinische Einrichtungen
- Zuschüsse aus dem Programm zur Förderung der Datenverarbeitungs-
anwendung
Länder- und Gemeindehaushalte:
- Zuschüsse an private Krankenhäuser nach dem Krankenhaus-
finanzierungsgesetz
- Zuschüsse an die landeseigenen und kommunalen Staatsbäder
Steuervergünstigungen: .
- Befreiung der Arzte von der Umsatzsteuer
- Investitionszulagen
- Berlinpräferenzen
- Freibetrag von 5 vH der Einnahmen aus freier Berufstätigkeit
(Arzte)noch Tabelle A 1
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XXI. Private Organisationen ohne
Erwerbscharakter





- Zuschüsse an Fraktionen
- Zuschüsse und Maßnahmen zugunsten karitativer Spitzenverbände
- Zuschüsse an kulturelle Institutionen
- Institutionelle Forschungsförderung
Länder- und Gemeindehaushalte:
- Zuschüsse an gemeinnützige Krankenhäuser nach dem Krankenhaus-
finanzierungsgesetz
- Zuwendungen für gemeinnützige Institutionen
- Förderung der Sportvereine
- Anteile der Rennvereine an der Totalisatorsteuer
(in Hamburg bis zu 96% der Steuer)
- Institutionelle Forschungsfärderung
- Jahresrenten, Gehaltszulagen an Bischöfe, usw. nach Art. 10 § 1
des Bayerischen Konkordats (Bayern)
Steuervergünstigungen:
- Befreiung gemeinnütziger Einrichtungen von der Umsatzsteuer
- Abzug der Kirchensteuer als Sonderausgabe
- Steuerbegünstigung von Spenden
aBei den Maßnahmen des Bundeshaushalts sind auch Programme aus dem ERP-Sondervermögen aufgeführt. Soweit der
Bund seine Subventionszahlungen über Länder- und Gemeinehaushalte abwickelt, werden sie bei den nachgeordneten
Gebietskörperschaften erfaßt.
Qielle: Deutscher Bundestag (Bericht, Fünfter Subventionsbericht, 1975). Haushaltspläne des Bundes und der Länder.
Eigene Berechnungen.43

































Konsolidierung der Saarbergwerke AG
Zinszuschüsse für die Muttergesellschaften
des Ruhrkohlenbergbaus und für den Saar-
kohlenbergbau
Entlastung der Ruhrkohle AG von Tilgungsraten
aus der Einbringungsverbindlichkeit
Erstattung von Kosten der Steinkohlenbevor-
ratung
Zuschüsse zur Sicherung des Steinkohlenab-
satzes in der Elektrizitätswirtschaft
Erstattung der Streckungskosten bei Stille-
gung von Bergwerken
Zuschüsse zur Erleichterung der Produktion
von Kokskohle und Hochofenkoks sowie des Ab-
satzes an die Eisen- und Stahlindustrie
Ausgleichszahlung an den Eschweiler Bergver-
ein auf Grund eines außergerichtlichen Ver-
gleichs
Zuschüsse zu den Schrumpfungslasten des
Steinkohlenbergbaus
Zuschüsse zu den Altlasten des Steinkohlen-
bergbaus
Jahresleistung an die Versuchsgrubengesell-
schaft mbH in Dortmund
Förderung der Entwicklung und Innovation im
Steinkohlenbergbau
Leistungen des Bundes zur Förderung der Ra-
tionalisierung im Steinkohlenbergbau
Zuschüsse für die Stillegung von Steinkoh-
lenbergwerken
Verpflichtung des Burries aus der Übernahme
der Vermögens- urri Kreditgewinnabgabe bei der
Stillegung von Steinkohlenbergwerken
Erstattung der Erblasten des Steinkohlenberg-
baus
Schuldbuchforderung der Ruhrkohle AG
Entlastung der Ruhrkohle AG von Teilbeträgen
des Sonderpostens zum Ausgleich von Stille-
gungsabschreibungen
Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Stein-
kohlenbergwerke Ibbenbüren
Abfindungsgeld für Arbeitnehmer des Stein-
kohlenbergbaus urri des Eisenbergbaus
Anpassungsgeld für die Arbeitnehmer des Stein
kohlenbergbaus
Anteil des Bundes an den Kosten des Ausbaus
der Versuchsgrube "Tranonia" in Dortmund
Zuschüsse für Sicherungseinrichtungen gegen
Bergschäden
Zuschüsse für Investitionen an Unternehmen
des Steinkohlenbergbaus
Soziale Hilfsmaßnahmen für Arbeitnehmer der
Kohle- und Stahlindustrie
Zuschuß des Bundes an die knappschaftliche
Rentenversicherung















































































































































































Zinszuschüsse für Investitionen der Saar-
bergwerke AG
Anpassungshilfen im Rahmen der sozialen
Flankierung
Absatzbeihilfen aus der Kokskohlenregelung
Zuschüsse zur Förderung der Kohleforschung
Hilfsmaßnahmen für den Steinkohlenbergbau
Finanzierung der Saarbergwerke AG
Erstattung von Erblasten, Schrumpfungslasten,
Altlasten
Zuschüsse im Rahmen von Investitionshilfen























Übernahme von Tilgungsraten aus der Einbrin-
gungsverpflichtung der Ruhrkohle AG
Zinszuschüsse für die Altgesellschaften des
Ruhrkohlenbergbaus
Zuschüsse zur Erleichterung der Produktion
von Kokskohle urri Hochofenkoks
Zuschüsse für geologische und bergmännische
Untersuchungen und Aufschlußarbeiten des
Bergbaus
Zuschüsse zur Förderung von Untersuchungs-
und Entwicklungsvorhaben im Bereich des Berg-
baus sowie für Maßnahmen zur Verbesserung der
Grubensicherheit und des Gesundheitsschutzes
Zuschüsse zu den Betriebskosten der Versuchs-
grubengesellschaft mbH, Dortmund
Zuschüsse für die Stillegung von Steinkohlen-
bergwerken
Übernahme von Lastenausgleichsabgaben zugun-
sten stillgelegter Steinkohlenbergwerke
Erstattung der Erblasten des Steinkohlenberg-
baus
Zuschüsse zu den Schrumpfungslasten des
Steinkohlenbergbaus
Zuschüsse zu den Altlasten des Steinkohlen-
bergbaus
Zuschüsse zur Haldenfinanzierung
Entlastung der Ruhrkohle AG von Teilbeträgen
des Sonderpostens zum Ausgleich von Stille-
gungsabschreibungen
Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Stein-
kohlenbergwerke Tbbenbüren
Darlehen an private Unternehmen für die För-
derung von Investitionen zur Beschränkung
der Luftverunreinigung, der Geräusche, Er-
schütterung von Anlagen, die der Bergauf-
sicht unterstehen
Anteiliger Zuschuß für den Ausbau der Ver-
suchsgrube TranDnia
Zuschüsse für Sicherheitseinrichtungen gegen
Bergschäden
Investitionshilfe an Unternehmen des deut-
schen Steinkohlenbergbaus einschließlich
Sonderhilfen
Landesanteil an der Annuität für die der Ruhr
kohle AG eingeräumte Schuldbuchforderung
Langfristige Sicherstellung des Einsatzes von





























































































































































































noch Tabelle A 2
Kapitel-
Titel Zweckbestimmung
Maßnahmen aus den Haushalten der übrigen Bundesländer



























































































Quelle: Deutscher Bundestag (Bericht, Sechster Subventionsbericht, 1977). - Haushaltspläne des Bundes und der Länder. -
Eigene Schätzungen.46




Darlehen zur Finanzierung von
Aufträgen an deutsche Schiffs-
werften (ERP)





Auftragshilfen für die deutschen
Schiffswerften
Darlehen zur Finanzierung von
Auftragen an die deutschen
Schiffswerften
Reederhilfen




Sonderhilfen (Zuschüsse für den
Umbau von Handelsschiffen (See-
schiffahrt)































































Quelle; Bundeshaushaltsplan (lfd. Jgg.). - Eigene Schätzungen.47
























Darlehen zur Schaffung von



















Abgeltung von Belastungen im
Schienenverkehr bei der Wahrneh-
mung ganeinwirtschaftlicher
Aufgaben
Ausgleich von besonderen Lasten
Abgeltung von Zinsaufwendungen
bei der Finanzierung von Sach-
anlagen






Zuwendungen (Zuschüsse) zur Er-
haltung der Liquidität sowie
zur Verstärkung der eigenen
Mittel
Allgemeine Investitionszuschüs-






des Programms für Zukunftsin-
vestitionen
Zuweisung zur Unterhaltung von
Gleisabschnitten
Übernahme des Zinsen- und Til-
gungsdienstes für Anleihen
Maßnahmen der zivilen Verteidi-





























































licht in das relevante Subventionsvolumen einbezogen. - ^eträ


































































Industrie der Steine und Erden
Eisenschaffende Industrie





















































































































































































Industrie der Steine und Erden
Elsenschaffende Industrie




Sägewerke und holzbearbeitende Industrie
Zellstoff- und papiererzeugende Industrie












































































































































































































































































































































































! Statistisches Bundesamt (Fachserie D, Reihe 1, I, lfd. Jgg.). - Krengel u. Mitarb. (1975; 1976). - Eigene Berechnungen.50
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